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Bernhard May

Die Entwicklungspolitik der Reagan-Administration

I. Der Anspruch: Eine neue amerikanische Entwicklungspolitik

Die Reagan-Regierung trat im Januar 1981
mit dem Anspruch an, eine neue Entwick-
lungspolitik zu verfolgen. Die entwicklungs-
politischen Ausgaben sollten um bis zu 30
Prozent gekürzt werden, auf keinen Fall aber
weiter zunehmen. Weiterhin sollte die multi-
laterale Entwicklungshilfe zugunsten der bila-
teralen gekürzt und die Sicherheitshilfe zu
Lasten der Wirtschaftshilfe erhöht werden.
Entwicklungspolitik sollte nicht mehr als spe-
zielle Außenpolitik betrieben, sondern der all-
gemeinen Außenpolitik nachgeordnet wer-
den. Zudem sollten die neuen wirtschaftspoli-
tischen Vorstellungen der Reagan-Regierung
(Reaganomics) auch bei der Entwicklungspoli-
tik beachtet werden.

Dies waren die wichtigsten Zielsetzungen für
eine neue Entwicklungspolitik. Die Reagan-
Regierung kam jedoch nicht mit einer ausge-
arbeiteten entwicklungspolitischen Vorlage
nach Washington, sondern mit neuen Priori-
täten, Vorstellungen und ideologischen Prä-
ferenzen. Im Herbst 1981 legte Präsident
Reagan dann in zwei wichtigen Reden die
Grundlagen der Entwicklungspolitik fest. In
einer Ansprache beim Jahrestreffen der
Weltbank und des Internationalen Wäh-
rungsfonds am 29. September 1981 und in ei-
nem Vortrag vor dem World Affairs Council
of Philadelphia am 15. Oktober 1981 betonte
Reagan die Bedeutung eines free-market-Sy-
stems und führte aus, daß der größte Dienst,
den seine Regierung der Weltwirtschaft im

allgemeinen und den Entwicklungsländern
im besonderen erweisen könne, eine wie-
dererstarkte amerikanische Wirtschaft sei:
„No American contribution can do more for
development than a growing, prosperous U. S.
economy. And as the world's largest single
market, a prosperous, growing U. S. economy
will mean increased trading opportunities for
other nations. Lower U. S. Inflation and inter-
est rates will translate into increased availa-
bility of financial resources at affordable
rates."1) Richard E. Feinberg hat dies als
.America first'-Ansatz bezeichnet und als Be-
gründung auf die wirtschaftspolitischen, bud-
getpolitischen und ideologischen Vorstellun-
gen der Reagan-Regierung hingewiesen2).
Reagan hat, ganz dieser Kennzeichnung ent-
sprechend, in seiner Philadelphia-Rede die
Entwicklungsländer aufgefordert, dem ameri-
kanischen Beispiel zu folgen und die Auffas-
sung zu akzeptieren: „free people build free
markets that ignite dynamic development for
everyone").3

1 vgl. Richard E. Feinberg, Reaganomics and the

Insgesamt hat die amerikanische Entwick-
lungspolitik zum Ziel, einen Beitrag zur
Schaffung einer sichereren und stabileren
Welt zu leisten. Zur Erreichung dieses Ziels
wird Wirtschafts- und Sicherheitshilfe einge-
setzt. Da im amerikanischen Sprachgebrauch
diese beiden Hilfen unter dem Begriff foreign
assistance zusammengefaßt sind, wird in die-
sem Beitrag neben der Entwicklungshilfe (de-
velopment assistance) auch die Sicherheits-
hilfe (security assistance) behandelt

II. Die Realität: Vier Jahre Entwicklungspolitik
der Reagan-Administration

L Analyse der Reaganschen Entwicklungs-
politik

Bevor Präsident Carter im Januar 1981 das
Weiße Haus verließ, leitete er noch dem Kon-

greß den neuen Haushaltsplan für das Fiskal-
jahr 1982 (1. Oktober 1981 bis 30. September

Third World, in: Kenneth A Oye, Robert J. Lieber,
Donald Rothchild (Eds.), Eagle Defiant. United Sta-
tes Foreign Policy in the 1980 s, Boston-Toronto
1983, S. 131—165, hier S. 137 f.
3) Sogenannte Cancun-Rede in Philadelphia am
15. Oktober 1981, abgedruckt in: Government Print-
ing Office, Ronald Reagan — Public Papers 1981,
Washington D. C. 1982, S. 937—943.



1982) zu. Dieser sah für foreign assistance
Ausgaben in Höhe von 10,5 Mrd. Dollar vor,
also eine Steigerung um 38 Prozent gegen-
über dem vorhergehenden Jahr. Für die neue
Administration unter Präsident Reagan hat-
ten demgegenüber Ausgabenkürzungen Prio-
rität. Schon Ende Januar 1981 legte der Direk-
tor des Office of Management and Budget
(OMB) einen korrigierten Haushaltsplan für
die Reagan-Regierung vor, der bei der Wirt-
schaftshilfe eine Kürzung um 2,6 Mrd. Dollar
vorsah (Stockman-Haushalt). Nach Protesten
von Außenminister Haig wurden diese Kür-
zungen auf 1,6 Mrd. Dollar reduziert. Ein
zweiter revidierter Haushaltsplan für das Fis-
kaljahr 1982 vom September 1981 kürzte die
Auslandshilfe um weitere 1,1 Mrd. Dollar.
Dieser Haushalt der Reagan-Regierung bein-
haltete 8,7 Mrd. Dollar für die Auslandshilfe;
gegenüber dem Haushaltsvorschlag Carters
bedeutete dies eine Kürzung von 17,1 Prozent,
gegenüber dem Vorjahr jedoch einen Zu-
wachs um 15,6 Prozent4).
Amerikanische Auslandshilfe wird von fünf
Ministerien (departments) verwaltet und setzt
sich im wesentlichen aus den im folgenden
kurz skizzierten Programmen zusammen5):
Die bilaterale Entwicklungshilfe wird von der
dem Außenministerium untergeordneten
Agency for international Development (AID)
durchgeführt, über 60 Länder in Lateinameri-
ka, Afrika und Asien erhalten diese Art der
Entwicklungshilfe, die gemäß den vom Kon-
greß im Jahre 1973 verabschiedeten „Neuen
Direktiven"6) der Befriedigung der menschli-
chen Grundbedürfnisse in diesen Ländern
dienen muß.
Die amerikanischen Beiträge zu den multila-
teralen Entwicklungsbanken werden vom Fi-
nanzministerium verwaltet. Die Vereinigten

Staaten sind Mitglied in der Weltbank-Grup-
pe, die sich aus der International Bank for
Reconstruction and Development (IBRD), der
International Development Association (IDA)
und der International Finance Corporation
(IFC) zusammensetzt, sowie der Asian Devel-
opment Bank (ADB), der Inter-American De-
velopment Bank (IDB), der African Develop-
ment Bank(AFDB) und dem African Develop-
ment Fund (AEDF).
State Department und AID gemeinsam sind
für die Beiträge an Internationale Organi-
sationen wie die Vereinten Nationen und
UNESCO, um nur zwei zu nennen, zuständig.
Weiterhin wird amerikanische Auslandshilfe
zur Finanzierung des amerikanischen Peace
Corps verwendet, das ausgebildete Mitarbei-
ter in fast 60 Länder schickt, um die entwick-
lungspolitischen Bemühungen in diesen Län-
dern zu unterstützen.
Das Landwirtschaftsministerium verwaltet
die Nahrungsmittelhilfe (P. L. 480 Food Aid).
Im Rahmen des P. L. 480 Programms werden
überschüssige Agrarprodukte an bedürftige
Länder verschenkt oder mit Hilfe zinsverbil-
ligter Kredite verkauft. Die Nahrungsmittel-
hilfe hat eine Unterstützung der amerikani-
schen Außenpolitik zum Ziel; sie soll die wirt-
schaftliche Entwicklung in den Empfänger-
ländern voranbringen und humanitären Ziel-
setzungen dienen.
Die AID verwaltet zugleich den Economic
Support Fund (ESF); damit wird vor allem
Wirtschaftshilfe an Länder mit besonderer
politischer und sicherheitspolitischer Bedeu-
tung für die Vereinigten Staaten vergeben.
Der ESF ist das flexibelste Element der Aus-
landshilfe. Mittel aus diesem Programm kön-
nen für die verschiedensten Zwecke verwen-
det werden, zum Beispiel für Zahlungsbilanz-
hilfe, zur Finanzierung entwicklungspoliti-
scher Maßnahmen, aber auch z. B. für Bar-
überweisungen an Israel. Obwohl ESF-Mittel
nicht für militärische Programme verwendet
werden dürfen, handelt es sich bei einer gan-
zen Reihe von ESF-Zahlungen eindeutig um
Sicherheitshilfe. Dies ergibt sich auch aus der
Verteilung der ESF-Mittel: über 80 Prozent
der Gelder gehen an die fünf Staaten Israel,
Ägypten, Türkei, Pakistan und an den Sudan;
die restlichen ESF-Mittel werden an weitere
29 Länder verteilt7). Für die Administration



stellt der ESF ein wichtiges Hilfsmittel der
Außenpolitik dar; deshalb müssen die ESF-
Zahlungen an die einzelnen Länder auch vom
State Department genehmigt werden. Der
ESF kann nicht generell der Wirtschafts- oder
der Sicherheitshilfe zugeordnet werden, er
kann auch beides zugleich sein. Deshalb muß
jedes ESF-Länderprogramm gesondert unter-
sucht werden, um den Zweck der ESF-Zah-
lungen festzustellen.
Bei der Aufzählung der Programme verbleibt
schließlich noch die Sicherheitshilfe, die sich
aus dem Military Assistance Program (MAP),
dem International Military Education and
Training Program (IMET), dem Foreign Mili-
tary Sales Program (FMS) und je nach Einstu-
fung dem Economic Support Fund (ESF) zu-
sammensetzt Die Sicherheitshilfe — aus-
schließlich des ESF — wird von der Defense
Security Assistance Agency (DSAA) verwal-
tet, die im Verteidigungsministerium angesie-
delt und dem Assistant Secretary of Defense,
International SecurityAffairs (ISA) unterstellt
ist. Im Rahmen des MAP werden amerikani-
sche Militärgüter an ausgewählte Länder ko-
stenlos geliefert, vor allem an Staaten, in de-
nen die Vereinigten Staaten Militärbasen un-
terhalten. Das IMET-Programm dient dazu,
Militärpersonal aus befreundeten Staaten ko-
stenlos auszubilden. Über 80 Staaten nehmen
an dem Programm teil; an der Spitze der Emp-
fängerländer stehen die Türkei, Spanien, Por-
tugal, Indonesien, Thailand und Ägypten.
Schließlich wird das FMS-Programm dazu
verwendet, befreundeten Staaten eine Finan-
zierungshilfe beim Erwerb von Militärgütern
anzubieten. Die größten Empfängerländer
sind Israel, Ägypten, die Türkei, Griechenland
und Spanien 8).
Im ersten foreign assistance-Haushalt der
Reagan-Regierung (FY 82) hatten diese Pro-
gramme folgendes Gewicht: Auf die bilaterale
Entwicklungshilfe entfielen 19,2 Prozent der
Gesamtausgaben. Die Beiträge an die multila-
teralen Entwicklungsbanken machten einen
Anteil von 15,0 Prozent aus und weitere 2,2
Prozent wurden an internationale Organisa-
tionen abgeführt. Für die Nahrungsmittelhilfe
wurden 11,8 Prozent und für das Peace Corps
1,0 Prozent ausgegeben. Damit entfielen auf
die Wirtschaftshilfe 49,2 Prozent der Aus-
landshilfeausgaben — ein Rückgang von 6,
Prozent gegenüber dem Vorjahr. Der Anteil

9

des ESF blieb mit 27,2 Prozent nahezu kon-
stant, während die Militärhilfe von 8,9 Pro-
zent (1981) auf 17,0 Prozent (1982) anstieg. Ge-
genüber dem Haushaltsvoranschlag Carters
für 1982 hat die Reagan-Regierung die Sicher-
heitshilfe um etwa 12 Prozent zu Lasten der
Wirtschaftshilfe erhöht.
Ein besseres Bild ergibt sich, wenn man die
vier Reagan-Budgets mit dem letzten Carter-
Haushalt (FY 81) vergleicht. Von 1981 bis 1985
(Haushaltsvoranschlag) ist die Auslandshilfe
von 10,1 Mrd. Dollar auf 15,8 Mrd; Dollar ge-
stiegen — ein Zuwachs um 56 Prozent9). Die
einzelnen Programme sind jedoch recht un-
terschiedlich gewachsen: So hat sich die
Wirtschaftshilfe um 23,6 Prozent erhöht, wäh-
rend die ESF-Ausgaben um 63,4 Prozent an-
stiegen und sich die Militärhilfe mit 99,8 Pro-
zent fast verdoppelte. Dementsprechend ha-
ben sich die Anteile der einzelnen Pro-
gramme an der Auslandshilfe verändert: Der
Anteil der Wirtschaftshilfe fiel von 45,2 Pro-
zent (1981) auf 35,6 Prozent (1984) und stieg
erstmals wieder 1985 auf 37,5 Prozent. In den
vier Reagan-Haushalten wurde der Anteil der
ESF-Ausgaben zuerst von 19,8 Prozent 1981
auf 24,2 Prozent (1982) erhöht und dann wie-
der auf 21,8 Prozent (1985) gesenkt. Die Mili-
tärhilfe stieg von 35,0 Prozent (1981) auf 44,1
Prozent (1984) und wurde erstmals wieder für
1985 zugunsten der Wirtschaftshilfe auf 40,7
Prozent zurückgenommen.
Insgesamt kann somit festgestellt werden,
daß die Ziele der Reagan-Regierung nur zum
Teil in die Realität umgesetzt wurden: Die
Auslandshilfe wurde jährlich um etwa 10 Pro-
zent erhöht. Die Wirtschaftshilfe wurde nicht
gekürzt, aber wesentlich weniger erhöht als
die Sicherheitshilfe. Die bilaterale Entwick-
lungshilfe wurde zwar erhöht, die multilate-
rale Entwicklungshilfe jedoch gekürzt, aber
weniger, als zu Beginn der Reagan-Regierung
zu vermuten war. Die Carter-Regierung er-
höhte die ESF-Länderprogramme von 14 auf
23; die Reagan-Regierung setzte diesen Trend
mit einer weiteren Steigerung auf 38 Länder-
programme fort. Die Reagan-Regierung ver-
änderte die regionale Aufteilung der Aus-
landshilfe zugunsten Mittelamerikas. Den-
noch blieben Israel und Ägypten mit zusam-
men rund 28 Prozent der gesamten Auslands-
hilfe die größten Empfängerländer, gefolgt



von der Türkei, Pakistan, Griechenland, Spa-
nien, El Salvador, Sudan, Süd-Korea und — an
zehnter Stelle — Indien. Welches sind die
Gründe für diese relative Kontinuität der
Reaganschen Auslandshilfepolitik?

2. Gründe für Kontinuität und Wandel

Alle amerikanischen Präsidenten treten ihr
Amt mit neuen Zielen und dem Vorsatz an,
wichtige Politikbereiche zu verändern. In ei-
nem zum Teil schwierigen Lernprozeß müs-
sen sie dann feststellen, daß ihr Handlungs-
spielraum geringer als erwartet ist, daß ver-
schiedene Beharrungskräfte gegen eine Poli-
tikänderung arbeiten und daß deshalb neue
politische Initiativen viel schwieriger durch-
zusetzen sind, als ursprünglich angenommen
wurde. Dies trifft auch auf die Reagan-Regie-
rung zu. Für eine Kontinuität der Auslands-
hilfepolitik spricht, daß ein Großteil dieses
Haushalts nicht von einem auf das andere
Jahr verändert werden kann, weil es sich um
Ausgaben für bereits eingegangene Ver-
pflichtungen handelt. Eine neue Regierung
braucht also einige Jahre, um eine wesentli-
che Veränderung bei den Ausgaben herbei-
führen zu können.
Ein weiterer Punkt sind die Interessenunter-
schiede innerhalb der Administration. Dies
läßt sich gut am Beispiel des bereits erwähn-
ten .Stockman-Haushalts' veranschaulichen:
David Stockman hatte den Auftrag, Haus-
haltskürzungen vorzunehmen und hat des-
halb auch die Auslandshilfe wie andere Aus-
gabenprogramme gekürzt. State Department
und Verteidigungsministerium argumentier-
ten jedoch, daß es sich bei der Auslandshilfe
um Ausgaben handele, die — wie die Vertei-
digungsausgaben — der Wahrung der ameri-
kanischen Sicherheit dienen und deshalb
nicht gekürzt werden dürften ) . Beide Stand10 -
punkte lassen sich mit der Reaganschen Ziel-
setzung rechtfertigen, die etwa wie folgt lau-
tet: weniger Staat und deshalb weniger
Staatsausgaben und geringere Steuern,
gleichzeitig höhere Verteidigungsausgaben
und das Versprechen, in vier Jahren einen
ausgeglichenen Haushalt vorzulegen.
Die Diskussionen innerhalb der Regierung
führten dazu, daß schließlich die vorgenom-
menen Kürzungen wesentlich abgeändert
wurden. Für das State Department war dabei

jedoch auch eine grundsätzliche Frage ange-
sprochen: Sollten für eine vorher festgelegte
Politik die erforderlichen Finanzmittel bereit-
gestellt werden oder sollte die Politik an die
vorher beschlossene Höhe der Finanzmittel
angepaßt werden? Natürlich lehnte das State
Department die zweite Sichtweise aus grund-
sätzlichen Überlegungen ab — und setzte sich
damit auch durch. Nach dieser Auseinander-
setzung in den ersten Monaten der Reagan-
Regierung hat das OMB jährlich Budgetricht-
linien festgelegt, das State Department und
AID mußten sich die erforderlichen Finanz-
mittel für ihre Politik erkämpfen und das Ver-
teidigungsministerium hat ohne großen Auf-
wand stets mehr Mittel für die Sicherheits-
hilfe erhalten als unter der Carter-Regierung.
Auf den Entscheidungsprozeß wird später
ausführlicher eingegangen.
Die Reagan-Regierung wollte jedoch die Ent-
wicklungshilfe nicht nur aus haushaltspoliti-
schen Gründen, sondern auch aus grundsätz-
lichen Erwägungen kürzen. Sie verfolgt einen
,free-market'-Ansatz und vertraut auf alte
Wachstumskonzepte. Dabei stützt sie sich auf
Fachleute wie beispielsweise P. T. Bauer, der
in seinem letzten Buch das Problem so be-
schrieb: „Foreign aid is the source of the
North-South conflict, not its solution ... It was
foreign aid which produced the Third
World."111) Daraus läßt sich schließen: je weni-
ger Entwicklungshilfe, desto besser für die
Entwicklungsländer. Da die Reagan-Regie-
rung die Auslandshilfe aber auch als Hilfsmit-
tel der Außenpolitik nutzen wollte, geriet sie
sehr schnell in einen Konflikt. Für das State
Department ist nämlich die Auslandshilfe in
vielen Fällen das einzige verfügbare Instru-
ment, um Einfluß auf bestimmte Länder aus-
zuüben. Eine Kürzung der Auslandshilfe
würde oft die Beziehungen belasten, amerika-
nischen politischen und sicherheitspoliti-
schen Interessen schaden und den Vereinig-
ten Staaten im Hinblick auf den Ost-West-
Konflikt bestimmt keine Vorteile einbringen.
Es kam also nur eine Reduzierung der Zu-
wächse und eine Verlagerung innerhalb der
Auslandshilfe in Frage. Zudem konnte eine
wesentliche Veränderung in diesem Bereich



nur schrittweise erreicht werden. Wandel ja
— aber mit einer beachtlichen Kontinuität.
Ein weiterer wichtiger Faktor, der für Konti-
nuität in der amerikanischen Entwicklungs-
politik sorgt, ist der Kongreß. Die Reagan-
Regierung hatte es im mehrheitlich .demokra-
tischen' Repräsentantenhaus viel schwerer als
im .republikanischen' Senat, die erforderli-
chen Finanzmittel für eine erhöhte Sicher-
heitshilfe zu bekommen. Zudem versucht eine
Vielzahl von Interessengruppen über den
Kongreß auf die Auslandshilfepolitik einzu-
wirken. Dies und weitere Sonderfaktoren —
auf die später noch einzugehen sein wird —
verhindern einen schnellen und wesentlichen
Politikwandel.
Auf der anderen Seite ist die Reagan-Regie-
rung mit einer neuen wirtschaftspolitischen
und entwicklungspolitischen Konzeption an-
getreten und hat zumindest damit begonnen,
diese in die Praxis umzusetzen. Ein Vergleich
mit der Carter-Regierung läßt die wesentli-
chen Neuerungen besser erkennen.

3. Wichtige Veränderungen gegenüber der
Carter-Administration

Das entwicklungspolitische Konzept der Car-
ter-Regierung war sehr idealistisch. Die Be-
ziehungen der Vereinigten Staaten zu den
Entwicklungsländern sollten eine neue Quali-
tät der Gleichberechtigung erhalten und auf
eine neue Grundlage gestellt werden. Den
Menschenrechten sollte erste Priorität zu-
kommen. Entwicklungshilfe sollte nur nach
dem Grundbedürfniskonzept vergeben wer-
den: mehr Wirtschaftshilfe, vor allem multila-
terale Entwicklungshilfe, und weniger Mili-
tärhilfe, weniger Waffenlieferungen in Ent-
wicklungsländer und gleichzeitig eine ver-
schärfte Non-Proliferationspolitik.
Bei der Umsetzung dieser Politik geriet die
Carter-Regierung immer mehr in Schwierig-
keiten. In der zweiten Jahreshälfte 1978 wur-
den dann Überprüfungen und erste Anpas-
sungen vorgenommen. Damit begann der
Wandel von der „idealistischen" zu einer „be-
kehrten" Carter-Regierung. Die weiteren Ur-
sachen für den Wandel waren die Auswirkun-
gen der Revolution im Iran 1979/80 auf das
amerikanische politische System, vor allem
die Geiselnahme im November 1979, die
zweite Ölpreisexplosion 1979/80 mit all ihren
Folgen und schließlich die sowjetische Inva-
sion in Afghanistan im Dezember 1979. Diese
Ereignisse haben dazu geführt, daß die ameri-
kanische Politik gegenüber den Staaten der

Dritten Welt grundsätzlich neu überdacht
und abgeändert wurde. Bei einem Vergleich
dieser veränderten Politik gegenüber den
Entwicklungsländern mit der Politik der
Reagan-Regierung kommen manche Beobach-
ter zu dem Ergebnis, daß es mehr Kontinuität
als Wandel in der Entwicklungspolitik beim
Übergang von Carter zu Reagan gegeben hät-
te. So kommt Lewis bei einem Vergleich der
letzten beiden Carter-Jahre mit den ersten
beiden Reagan-Jahren zu folgendem Ergeb-
nis: „The trend established in 1979/80 was ac-
centuated, not reversed, in the two succeed-
ing years."12)
Bei einem Interview des Autors mit Mitarbei-
tern der beteiligten Departments haben meh-
rere Gesprächspartner sogar die Meinung
vertreten, die Auslandshilfepolitik einer zwei-
ten Carter-Regierung hätte sich nicht wesent-
lich von Reagans Politik unterschieden. Hin-
gewiesen wurde dabei auf den bereits ange-
sprochenen Trendumschwung in der zweiten
Hälfte der Carter-Jahre, auf die größeren
wirtschafts- und budgetpolitischen Probleme,
auf die veränderte entwicklungspolitische
Diskussion inner- und außerhalb der Verei-
nigten Staaten und schließlich auf die schwie-
rige weltpolitische Lage in den achtziger Jah-
ren 13).
Dennoch kann festgestellt werden, daß die
Reagan-Regierung in der Entwicklungspolitik
einen klaren Wandel durchgeführt und ver-
schiedene Neuerungen bewirkt hat. Der klar-
ste und größte Wandel fand im Bereich der
„Rhetorik" statt. Free market, private enter-
prise und economic freedom waren die politi-
schen Begriffe und Leitlinien, die nun auch
für die Entwicklungspolitik gelten sollten.
AID wurde angewiesen, alle Programme dar-
aufhin zu überprüfen, wie Privatunternehmen
hier in verstärktem Maße beteiligt werden
können. Sichtbaren Ausdruck fand dieser
Wandel in einer neuen AID-Abteilung, dem
Bureau for Private Enterprise, dessen Zielset-
zung so definiert wurde: „The goal of the
Agency’s new private sector initiative is to
foster the growth of productive, self-sustain-
ing, income and job producing private sectors



in developing countries using the financial,
technological, and management expertise of 
the U.S. private sector, indigenous resources,
multilateral institutions and Agency resour-
ces where appropriate." )14

Es handelte sich jedoch nicht um eine völlig
neue Initiative, denn schon im Foreign Assist-
ance Act, Section 601 (Entwicklungshilfege-
setz) war festgelegt worden, daß die Privat-
wirtschaft im größtmöglichen Umfang bei
Entwicklungsprojekten zu berücksichtigen
sei. Die Reagan-Regierung hat also die Privat-
wirtschaft nicht in die Entwicklungspolitik
eingeführt, sie hat aber deren Stellenwert we-
sentlich erhöht. Interessant ist auch, daß für
diese privatwirtschaftliche Initiative als Vor-
bild ein Zweig der Weltbank diente: die Inter-
national Finance Corporation (IFC), die pri-
vatwirtschaftliche Projekte in der Dritten
Welt finanziert.
Ein zweiter wesentlicher Wandel bestand
darin, daß Entwicklungs-/Auslandshilfe noch
viel stärker als unter Carter als Mittel der
Außenpolitik gesehen und eingesetzt wird;
die Carter-Regierung hatte sie mit gewissem
Erfolg als Mittel ihrer Menschenrechtspolitik
eingesetzt. Der Auslandshilfepolitik wurde
kein eigenständiger Wert beigemessen; sie
sollte vielmehr dazu dienen, amerikanische
politische und sicherheitspolitische Ziele zu
verfolgen. In ihren entwicklungspolitischen
Richtlinien koppelte nun die Reagan-Regie-
rung alle Auslandshilfe an amerikanische Si-
cherheitsinteressen15). Aber auch dies war
■grundsätzlich nichts Neues in der amerikani-
schen Politik gegenüber Entwicklungslän-
dern; vielmehr kann man von einer gewissen
Tradition sprechen, wenngleich unter
Reagans Vorgängern diesem Aspekt ein ge-
ringeres Gewicht beigemessen wurde. Und es
ist auch richtig, daß Entwicklungshilfe nicht
nur von der amerikanischen Regierung im In-
teresse der eigenen politischen und sicher-
heitspolitischen Ziele eingesetzt wird.
Der Politikwandel unter Reagan fand weiter-
hin Ausdruck in einigen Neuerungen, wie
zum Beispiel der Caribbean Basin Initiative,
der Gründung der National Endowment for

Democracy und der Economic Policy Initia-
tive for Africa.
Die Caribbean Basin Initiative (CBI) wurde
von der Reagan-Regierung im Februar 1982
vorgelegt und nach längerer Diskussion im
Juli 1983 vom Kongreß verabschiedet. „The
initiative emphasizes anticommunism, bilate-
ralism, private Investment, and the free mar-
ket“16) Die CBI soll eine einseitige Freihan-
delszone mit zwölfjähriger Laufzeit zugunsten
der Karibikstaaten errichten, eine zusätzliche
Entwicklungshilfezahlung in Höhe von 350
Millionen Dollar für diese Region bringen
und amerikanischen Unternehmen steuerli-
che Anreize für Investitionen in der Karibik
gewähren; der Kongreß hat diesen letzten
Punkt gestrichen. Motivation und Zielsetzung
des Programms sind jedoch eindeutig poli-
tisch: Unruhen in dieser Region werden als
eine Gefahr für die Vereinigten Staaten ange-
sehen; es gilt deshalb, diesen Ländern zu hel-
fen und sie gleichzeitig enger an die Verei-
nigten Staaten anzubinden. In das Karibik-
Programm wurden deshalb auch die Mittel-
amerika-Staaten El Salvador, Costa Rica, Gua-
temala, Belize und Honduras einbezogen. Die
Caribbean Basin Initiative hat jedoch zu kei-
ner wesentlichen Stabilisierung der politi-
schen Lage in dieser Region geführt. Um ei-
nen Fehlschlag zu vermeiden und wachsen-
der innenpolitischer Kritik Rechnung zu tra-
gen, hat die Reagan-Regierung 1983 die Na-
tional Bipartisan Commission on Central
America mit Henry Kissinger als Vorsitzen-
den eingesetzt, auf die später noch eingegan-
gen wird.
Im Jahre 1984 wurde das National Endow-
ment for Democracy (NED) gegründet — eine
private, gemeinnützige Organisation mit der
Zielsetzung, „to encourage free and democra-
tic institutions throughout the world through
private sector initiatives, including activities
which promote the individual rights and free-
doms (including internationally recognized
human rights) which are essential to the func-
tioning of democratic institutions;... to
strengthen democratic electoral processe ab-
road through timely measures in Cooperation
with indigenous democratic forces." )17



Das NED wird über den Bundeshaushalt fi-
nanziert (18 Millionen Dollar 1984 und 31,3
Millionen Dollar 1985) und muß jährlich dem
Präsidenten und dem Kongreß einen Rechen-
schaftsbericht vorlegen. Als Vorbild für das
NED dienten die westdeutschen Parteienstif-
tungen. Unterschiede im politischen System
und die Tatsache, daß es in den Vereinigten
Staaten eigentlich gar keine Parteien im we-
steuropäischen Sinne gibt, ließen von Anfang
an Zweifel daran aufkommen, ob das NED im
amerikanischen politischen System arbeits-
und überlebensfähig eingerichtet werden
könne. Der Kongreß hat bisher nur sehr wi-
derwillig die Gelder für das NED bewilligt. Es
bleibt abzuwarten, ob sich dies ändert und
wie vor allem die jährlichen Berichte aufge-
nommen werden, die mit Sicherheit Diskus-
sionen auslösen werden.
Schließlich hat die Reagan-Regierung im
Haushaltsplan für 1985 eine weitere Neue-
rung vorgestellt: die Economic Policy Initia-
tive (EPI) for Africa, ein Fünf-Jahres-Pro-
gramm mit einem Volumen von 500 Millio-
nen Dollar. Mittel aus diesem Spezialfonds
sollen an ausgewählte afrikanische Staaten
südlich der Sahara gehen, die willens und in
der Lage sind ,(to) establish a suitable compre-
hensive economic policy framework. Such a
framework would need to go beyond the im-
mediate macroeconomic stabilization issues
and include sectoral policies conducive to
growth and longer run development. Monies
from the special fund would, in essence, Sup-
port Implementation of reform package." ’8)
Diese Reformen haben zum Ziel, Marktwirt-
schaft und Privatwirtschaft in diesen Ländern
zu stärken und auch hier den Staatsanteil am
Wirtschaftsgeschehen zu verringern. Weiter-

hin sieht die EPI eine verbesserte Koordina-
tion der Maßnahmen der einzelnen Geber-
staaten unter wesentlicher Beteiligung der
Weltbank vor. Die Administration hat bisher
noch nicht umfassend über ihre Pläne berich-
tet, so daß eine Reihe von Fragen über den
Spezialfonds noch ungeklärt sind. Die EPI ba-
siert jedoch eindeutig auf dem „free-market-
Ansatz der Reagan-Regierung und wird zu ei-
ner weiteren Konzentration der amerikani-
schen Entwicklungshilfe auf ausgewählte
Länder führen. Andererseits sind 500 Millio-
nen Dollar, auf fünf Jahre verteilt, angesichts
der großen Probleme dieser Länder ein relativ
bescheidener Betrag. Mit der Economic Policy
Initiative for Africa könnte jedoch ein neues
Kapitel in der Geschichte der Beziehungen
der Vereinigten Staaten zu den Entwick-
lungsländern aufgeschlagen werden. Die EPI 
ist im ersten Anlauf im Kongreß gestoppt
worden, zum Teil, weil einige Ausschußmit-
glieder aus grundsätzlichen Gründen dage-
gen waren, andere wollten besser informiert
sein, vor allem aber, weil die Abgeordneten
an die bevorstehende Wahl im November
1984 dachten. In einem Wahljahr versucht der
Kongreß, entwicklungspolitische Entschei-
dungen möglichst zu vermeiden.

Eine neue Entwicklungspolitik — dies war
der Anspruch, mit dem die Reagan-Regierung
im Januar 1981 angetreten ist. Die Realität
nach vier Jahren: Es gab weniger Wandel als
angekündigt und mehr Kontinuität als erwar-
tet. Um diese Diskrepanz zwischen Anspruch
und Realität verstehen zu können, ist es wich-
tig, sich den entwicklungspolitischen Ent-
scheidungsprozeß anzusehen und einige Be-
sonderheiten im amerikanischen politischen
System zu berücksichtigen.

III. Der entwicklungspolitische Entscheidungsprozeß

Die Komplexität des außen- und sicherheits-
politischen Entscheidungssystems der Verei-
nigten Staaten ist kaum zu überbieten19). Im

folgenden wird daher nur der entwicklungs-
politische Entscheidungsprozeß untersucht:
deren Hauptakteure, Zuständigkeiten, die bü-
rokratischen Prozesse und Konfliktstruktu-
ren. Dabei sollen folgende Erklärungsmodelle
herangezogen werden: das Rationale-Ak-
teurs-Modell, das Organisationsprozeßmodell
und der bureaucratic-politics-AnsatT.70'). ,20



1. Die Administration als „entwicklungspo-
litischer Steuermann"

Der Präsident ist der wichtigste Akteur im
außen- und sicherheitspolitischen Entschei-
dungssystem der Vereinigten Staaten. Er ist
für die Formulierung und Durchführung sei-
ner Politik zuständig. In der Praxis ist dies
jedoch nicht so einfach, weil der Kongreß ein
gewichtiges Wort mitzureden hat und weil
die Exekutive kein homogener Block ist. So
nehmen am entwicklungspolitischen Ent-
scheidungsprozeß mehrere Ministerien mit
zum Teil recht unterschiedlichen Zielsetzun-
gen und Interessen teil. Dies wird deutlich
sichtbar, wenn man sich den Entscheidungs-
prozeß zur Festsetzung eines Entwicklungs-
hilfehaushalts genauer ansieht.

Der Präsident bestimmt die Richtlinien für
seine Politik, die dann von den verschiedenen
Ministerien gemäß deren Zuständigkeiten
und Interessen in konkrete Maßnahmen um-
gesetzt wird. Für alle am Entscheidungspro-
zeß beteiligten Akteure gilt der neue ent-
wicklungspolitische Ansatz der Reagan-Re-
gierung; sie haben aber unterschiedliche Vor-
stellungen über dessen Realisierung. So sind
für das Office of Management and Budget
(OMB) Haushaltsgesichtspunkte vorrangig,
wenn es Zuwachs und Gewicht der Entwick-
lungshilfeausgaben im neuen Haushalt fest-
legt und den anderen Ministerien als Vorgabe
mitteilt. Für das OMB sind dabei zwei Krite-
rien besonders wichtig: der Zuwachs des Ge-
samthaushalts und die Entwicklungshilfeaus-
gaben im vorherigen .Haushalt21)- Diese
OMB-Vorgabe ist von großer Bedeutung,
denn wenn sie einmal festgelegt ist, dann be-
darf es des persönlichen Einsatzes des Mini-
sters beim Präsidenten, um die Vorgabe abzu-
ändern. Das ist in den vergangenen Jahren
mehrmals geschehen; auch dies ein Grund da-
für, weshalb sich das OMB mit seinen Kür-
zungsplänen nicht durchsetzen konnte.
Das OMB läßt die Haushaltsvorgabe den an-
deren Ministerien 18 Monate vor Beginn des
entsprechenden Haushaltsjahres (also im
Frühjahr 1983 für das Haushaltsjahr 1985) zu-
kommen. Zu dieser Zeit besitzt das State De-
partment bereits zum Großteil von den Bot-
schaften und von AID Plandaten über die

wünschenswerte Ausgabenhöhe in den ver-
schiedenen Regionen oder einzelnen Län-
dern. Diese Angaben werden im State Depart-
ment zuerst von den Regionalbüros überprüft
In einem zweiten Durchgang kürzen das Bu-
reau of Political-Military Affairs und das Of-
fice of the Undersecretary of State for Secu-
rity Assistance diese Ausgabenvoranschläge.
Es schließt sich eine interministerielle Über-
prüfung an, an der das State Department, das
Verteidigungsministerium, OMB und in ei-
nem gewissen Umfange auch Mitarbeiter des
National Security Council (NSC) beteiligt
sind. Das Ergebnis dieser Überprüfung wird
dann vom Außen- und Verteidigungsminister
begutachtet und über das OMB an den Präsi-
denten für dessen .Herbst-Haushaltsplan' wei-
tergeleitet, der dann nach weiteren Überprü-
fungen im darauffolgenden Januar dem Kon-
greß zugeleitet wird und damit den Haus-
haltsprozeß im Kongreß startet.
Für das State Department ist die Auslands-
hilfe ein Mittel der Außenpolitik und wird zur
Aufrechterhaltung und Verbesserung der Be-
ziehungen der Vereinigten Staaten zu be-
stimmten Ländern als unverzichtbar angese-
hen. Das State Department ist deshalb daran
interessiert, die erforderlichen Finanzmittel
zur Durchführung der als richtig angesehe-
nen Politik zu erhalten; Haushaltsgesichts-
punkten wird eine geringe Bedeutung beige-
messen. Dies gilt auch für das Verteidigungs-
ministerium, das die Sicherheitshilfe als Aus-
gaben im Interesse der amerikanischen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik ansieht
Die NSC-Mitarbeiter teilen diese Auffassung.
Schließlich versucht das AID, mehr an den
Problemen und Interessen der Empfängerlän-
der ausgerichtete Entwickungshilfe durchzu-
setzen, allerdings oft erfolglos.
Insgesamt kann gesagt werden, daß dem Prä-
sidenten auch in der Entwicklungspolitik die
politische Führungsaufgabe zukommt. Ronald
Reagan wollte eine neue Entwicklungspolitik
durchsetzen und hat dies zum Teil auch er-
reicht. Dabei hat er sich auf die von ihm beru-
fenen politischen Beamten gestützt. In den
Vereinigten Staaten werden bei jedem Präsi-
dentenwechsel zwischen 3 000 und 6 000 poli-
tische Beamtenstellen neu besetzt. Präsident
Reagan hat im entwicklungspolitischen Be-
reich besonders viele Nicht-Fachleute zu poli-
tischen Beamten gemacht22). Diese brachten



viel Reagansche Ideologie und Rhetorik mit
nach Washington, aber wenig Fachwissen
und mußten deshalb zum Teil einen schwieri-
gen Lernprozeß durchmachen. Aufgabe der
politischen Beamten ist es, die neue Politik
des Präsidenten in der Administration durch-
zusetzen und die gewaltige Bürokratie zu
kontrollieren. Die Bürokratie besitzt nämlich
den Sachverstand und ein .institutionelles
Gedächtnis' und kann somit Initiativen der
politischen Führung stoppen, abschwächen
oder gänzlich unberücksichtigt lassen. Unter
Reagan ist es erstaunlich schnell gelungen,
den bürokratischen Widerstand gegen die
neue Entwicklungspolitik zu beseitigen und
die Bürokratie auf die Reagansche Entwick-
lungsphilosophie einzustimmen.

2. Der Kongreß als entwicklungspolitischer
Bremser

Ende Januar jedes Jahres legt der Präsident
dem Kongreß seinen Haushaltsplan für das
am 1. Oktober beginnende Haushaltsjahr vor
und leitet damit das parlamentarische Haus-
haltsverfahren ein23). Die entwicklungspoliti-
schen Ausgaben werden im wesentlichen in
einem zweistufigen Verfahren bestimmt. Zu-
erst befassen sich im Senat und im Repräsen-
tantenhaus die authorization-Ausschüsse mit
den Ausgabenanforderungen der Administra-
tion, und zwar mit der Zielsetzung, sachpoliti-
sche Richtlinien festzulegen und Obergren-
zen für die Finanzierung der befürworteten
Sachprogramme zu verabschieden. Im we-
sentlichen wird diese Arbeit von den beiden
Auswärtigen Ausschüssen erledigt, dem
House Foreign Affairs Committee und dem
Senate Foreign Relations Committee, es sind
jedoch auch noch andere Ausschüsse und
eine Vielzahl von Unterausschüssen beteiligt.
Das Ergebnis der Ausschußarbeit wird dann
dem Repräsentantenhaus beziehungsweise
dem Senat zur Diskussion und Abstimmung
vorgelegt. Unterscheiden sich die beiden Ge-
setzesvorlagen — dies ist die Regel —, dann
wird in einem Vermittlungsausschuß (confe-

rence Committee) ein Kompromißvorschlag
ausgearbeitet, über den Repräsentantenhaus
und Senat erneut abstimmen. Anschließend
wird die authorization act dem Präsidenten
zugeleitet, der das Gesetz unterschreibt und
damit in Kraft setzt24).
In einer zweiten Runde wird der ganze Pro-
zeß noch einmal durchgespielt Diesmal je-
doch von den Bewilligungsausschüssen (ap-
propriation committees), die festlegen, wieviel
Geld tatsächlich ausgegeben werden darf. Für
das Bewilligungsverfahren sind die beiden
Unterausschüsse für foreign operations und
deren Vorsitzende von besonderer Bedeu-
tung. Werden diese beiden Runden nicht vor
Beginn des neuen Haushaltsjahres abge-
schlossen, dann werden mit Hilfe einer soge-
nannten continuing resolution der Regierung
Haushaltsausgaben für einige Wochen, Mo-
nate oder das restliche Haushaltsjahr bewil-
ligt. Dabei sind die Ausgaben des Vorjahres
der wichtigste Anhaltspunkt.
Bei der parlamentarischen Überprüfung und
Bewilligung der entwicklungspolitischen
Ausgaben ist eine Vielzahl von Akteuren be-
teiligt. Eigentlich kann jeder Abgeordnete
und Senator diesen Prozeß beeinflussen; jeder
beteiligte Ausschuß und Unterausschuß kann
den Haushaltsplan abändern oder zusätzliche
Auflagen für die Administration in das Ge-
setz aufnehmen. Das Haushaltsverfahren wird
weiterhin dadurch erschwert, daß es keine
breite Unterstützung für Entwicklungshilfe
gibt, daß es regelmäßig zu tiefgreifenden Mei-
nungsverschiedenheiten über das Volumen
der Auslandshilfe, deren Aufteilung zwischen
Wirtschafts- und Sicherheitshilfe sowie bila-
teraler und multilateraler Entwicklungshilfe
und über Programme für bestimmte Länder
kommt und daß auch Lobbyisten versuchen,
Einfluß auf den Entscheidungsprozeß auszu-
üben. Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß
der Kongreß seit 1979 nur einmal, nämlich
1981, ein ordentliches Bewilligungsgesetz ver-
abschiedet hat. In den anderen Jahren wur-
den die Auslandshilfegelder in continuing re-
solutions bewilligt.
Der Kongreß hat sich seit der Marshall-Plan-
Hilfe für Europa von 1948 bis 1952 stets als
entwicklungspolitischer Bremser betätigt und
die entwicklungspolitischen Mittelanforde-
rungen der Administration fast regelmäßig
gekürzt. Aufgrund der zahlreichen Wider-



stände und des schwierigen parlamentari-
schen Bewilligungsverfahrens bedarf es jähr-
lich einer großen Anstrengung der Admini-
stration, um vom Kongreß die Mittel für die
Auslandshilfe zu bekommen. Im amerikani-
schen politischen System wird die Zusam-
menarbeit zwischen Exekutive und Legisla-
tive dadurch wesentlich erschwert, daß der
Präsident direkt von der Bevölkerung ins
Amt gewählt wird und deshalb nicht automa-
tisch über Mehrheiten im Kongreß verfügt. So
haben im Repräsentantenhaus zwar die De-
mokraten die Mehrheit, im Senat dagegen
seit 1980 die Republikaner. Zudem gibt es in
den Vereinigten Staaten keine Parteien im
westeuropäischen Sinne und deshalb auch
keine Parteidisziplin und keinen .Fraktions-
zwang'. Schließlich müssen sich die 435 Abge-
ordneten des Repräsentantenhauses alle zwei
Jahre zur Wiederwahl stellen; sie befinden
sich fast in einem permanenten Wahlkampf
und vermeiden deshalb unbeliebte Entschei-
dungen über den Entwicklungshilfe-Haushalt.
Dennoch haben fast alle Präsidenten beim
Kongreß ihre Ausgabenansätze für die Aus-
landshilfepolitik im wesentlichen durchge-
setzt, wenn sie eindeutig die entwicklungspo-
litische Führungsaufgabe wahrgenommen
und im Kongreß für die Mittel gekämpft ha-
ben.
Die Reagan-Regierung hat dies nur zum Teil
getan. Vor allem für Wirtschaftshilfe und ins-
besondere multilaterale Entwicklungshilfe
hat die Administration keinen großen politi-
schen Druck auf den Kongreß ausgeübt, nicht
hart genug dafür gearbeitet. Dies brachte
Kürzungen in diesen Bereichen — eine Ziel-
setzung der Reagan-Regierung. Zusätzliche
Sicherheitshilfe war vom Kongreß in den letz-
ten vier Jahren leichter zu bekommen, weil
der Zuwachs der Sicherheitshilfe im Zusam-
menhang mit dem Anstieg der Verteidigungs-
ausgaben gesehen und mit dem wiederer-
starkten Ost-West-Konflikt begründet wurde.
Die Reagan-Regierung hat insbesondere bei
der multilateralen Entwicklungspolitik den
Kongreß als Schutzschild gegen Kritik ihrer
Politik benutzt.

3. Auf der Suche nach öffentlicher Unter-
stützung! die Carlucci Commission und
der Kissinger Report

Die amerikanische Bevölkerung hat recht be-
scheidene Kenntnisse über Entwicklungspoli-
tik25). Der .Durchschnittsamerikaner' ist vor
allem an innenpolitischen Fragen interessiert;
entwicklungspolitische Zielsetzungen werden

vom amerikanischen Wähler als am unwich-
tigsten eingestuft. Eine Mehrheit in der ame-
rikanischen Bevölkerung lehnt die Auffas-
sung ab, die Vereinigten Staaten hätten in der
Dritten Welt wesentliche Interessen zu ver-
treten. Nur rund die Hälfte der Bevölkerung
ist grundsätzlich positiv gegenüber Entwick-
lungshilfe eingestellt; sowohl Entwicklungs-
als auch Militärhilfe sollen nach dem Willen
einer Mehrheit gekürzt werden. Im Jahre
1982 haben 50 Prozent der Bevölkerung Ent-
wicklungshilfe allgemein unterstützt; die poli-
tische Führungselite hat sich jedoch zu
94 Prozent positiv für Entwicklungshilfe aus-
gesprochen.

Diese Diskrepanz zwischen Bevölkerung und
politischer Führungselite hat sich in den ver-
gangenen zehn Jahren kaum verändert. Unter
der Reagan-Regierung hat sich das Problem
der mangelnden Unterstützung in der Bevöl-
kerung für Entwicklungshilfe sogar noch ver-
stärkt, und zwar aus zwei Gründen: Erstens
ist die Reagan-Regierung mit dem Argu-
ment angetreten, Entwicklungshilfe wäre zum
Teil Verschwendung amerikanischer Steuer-
gelder. Zweitens wurden im Rahmen der
Reaganschen Haushaltskürzungen mehr und
mehr Sozialprogramme gestrichen; deshalb
nahm der politische Druck auf die Abgeord-
neten zu, auch .internationale Sozialprogram-
me' wie Entwicklungshilfe zu reduzieren.
Gleichzeitig hat sich die Spaltung zwischen
den Parteien in diesen Fragen noch ver-
schärft. Um sich mit diesen Problemen zu be-
fassen und Verbesserungsvorschläge auszuar-
beiten, hat die Reagan-Regierung im Jahre
1983 die Carlucci-Kommission sowie die Kis-
singer-Kommission berufen.
Die Commission on Security and Economic
Assistance unter dem Vorsitz des früheren
Deputy Secretary of Defense Frank Carlucci
hatte die Aufgabe, alle Aspekte der amerika-
nischen Entwicklungs- und Sicherheitshilfe
zu überprüfen, Vorschläge auszuarbeiten, wie
diese Programme in den achtziger Jahren ei-
nen größeren Beitrag zur Erreichung nationa-
ler Zielsetzungen leisten können, und Wege
aufzuzeigen, wie in der Bevölkerung eine grö-
ßere Unterstützung für Entwicklungs- und Si-
cherheitshilfe erreicht werden kann. In der 42
Mitglieder umfassenden Kommission waren
auch mehrere Kongreßmitglieder vertreten.



Im November 1983 legte die Kommission ih-
ren Bericht vor, in dem sie die Entwicklungs-
und Sicherheitshilfe grundsätzlich positiv be-
wertete und höhere Ausgaben befürwortete,
für mehr Programme zur Unterstützung von
Wirtschaftsreformen in Entwicklungsländern
eintrat, zusätzliche Vergünstigungen bei der
Militärhilfe anregte, mehr Flexibilität für den
Economic Support Fund und bei der Verwal-
tung der Entwicklungshilfe befürwortete und
forderte, eine neue Organisation zu errichten,
die zuständig für Wirtschafts- und Sicher-
heitshilfe sein soll26).
Der Schwerpunkt des Carlucci-Berichts liegt
auf sicherheitspolitischen Fragestellungen.
Die Kommission hat sich vor allem mit aktu-
ellen Problemen beschäftigt, ohne eine län-
gerfristige Perspektive aufzuzeigen. Der Be-
richt liest sich in manchen Teilen so, als sei er
von der Reagan-Regierung verfaßt worden.
Insgesamt hat die Carlucci-Kommission eine
fast historische Chance vertan, eine amerika-
nische Entwicklungspolitik für die kommen-
den 10—15 Jahre zu konzipieren; die letzte
Überprüfung dieser Art war von der Peter-
son-Kommission im Jahre 1970 vorgenommen
worden. Die Kommission hatte jedoch eine
schwere Aufgabe — und aufgrund ihrer Zu-
sammensetzung war nicht damit zu rechnen,
daß sie dieser gerecht werden würde. Der
Carlucci-Bericht wurde in der Öffentlichkeit
kaum diskutiert und hatte einen relativ gerin-
gen Einfluß. Die Kommission war insgesamt
auch darin erfolglos, neue Mehrheiten für die
Entwicklungspolitik zu beschaffen. Für die
von der Kommission vorgeschlagenen Lösun-
gen gibt es keine Mehrheit in der Bevölke-
rung und auch keine im Kongreß.
Wachsende Probleme in Mittelamerika und
größerer Widerstand gegen die eigene Mittel-
amerika-Politik zu Hause veranlaßten die
Reagan-Regierung, im Juli 1983 die National
Bipartisan Commission on Central America
mit Henry Kissinger als Vorsitzendem einzu-
setzen. Die Kommission sollte die Bedrohung
amerikanischer Interessen in Mittelamerika
untersuchen, Vorschläge für eine langfristige
Mittelamerika-Politik der Vereinigten Staa-
ten ausarbeiten und Wege aufzeigen, wie man
für diese Politik Mehrheiten bekommen kann.
Die zwölf Mitglieder der Kommission haben
am 11. Januar 1984 ihren Bericht an Präsident

Reagan übergeben ). Im Kommissionsbericht
wird die Kris
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e in Mittelamerika als „real und
akut" bezeichnet. Die Vereinigten Staaten
müßten jetzt handeln, zumal für sie hier fun-
damentale Interessen auf dem Spiele stünden.
Da eine schnelle Lösung der Krise nicht zu
erwarten sei, müßten die Vereinigten Staaten
eine langfristig angelegte, kohärente Mittel-
amerika-Politik verfolgen; es könnte und
sollte eine .bipartisan' Politik sein.
Die Kommission fordert wesentlich mehr
Hilfe für diese Region: für 1984 zusätzliche
400 Millionen Dollar und für die Jahre 1985
bis 1989 ein 8-Milliarden-Dollar-Programm.
Weiterhin wird im Bericht eine wesentliche
Erhöhung der Militärhilfe für El Salvador be-
fürwortet, der Einsatz amerikanischer Streit-
kräfte nur als .letztes Mittel' gegenüber Nica-
ragua angeregt, falls es zu keiner Einigung in
der Frage über die Aktivitäten Nicaraguas in
Nachbarstaaten kommt; schließlich knüpft
die Kommission die Militärhilfe an El Salva-
dor und Guatemala an Fortschritte in der
Menschenrechtsfrage und fordert die Ab-
schaffung der Todeskommandos, verstärkte
Demokratisierungsbemühungen und die Ein-
führung einer unabhängigen Rechtspre-
chung.
Der Bericht untersucht die historischen, poli-
tischen, wirtschaftlichen und sozialen Ursa-
chen der Krise in Mittelamerika und behan-
delt diese Krise vor dem Hintergrund des
Ost-West-Konflikts. Insgesamt hat die Kissin-
ger-Kommission der Auffassung der Reagan-
Regierung zugestimmt, warum es eine Krise
in Mittelamerika gibt, welche Bedrohung
diese Krise für die Vereinigten Staaten dar-
stellt und was deshalb zu tun sei. Fünf Wo-
chen nach der Veröffentlichung des Kissin-
ger-Berichts hat die Administration dem Kon-
greß ihr „Central America Demoracy, Peace
and Development Initiative Act of 1984"zuge-
leitet, das viele Vorschläge des Berichts ent-
hält.
Obwohl der Kissinger-Bericht die Reagansche
Mittelamerika-Politik generell unterstützte,
hat der Kongreß zunächst einmal diese neue
Initiative gestoppt und auch die beantragten
Gelder für Mittelamerika im Nachtragshaus-
halt für 1984 stark gekürzt. Auch nach der
Veröffentlichung und breiten Diskussion des
Kissinger-Berichts mußte die Reagan-Regie-



rung ein Höchstmaß an politischem Druck auf
den Kongreß ausüben (und dennoch einige
Niederlagen einstecken), bevor Präsident Re-
agan durch eine dramatische 212 zu 208-Ab-
stimmung im Repräsentantenhaus am 10. Mai
1984 seinen wichtigsten Sieg in seinem drei-
jährigen Bemühen um die Unterstützung des
Kongresses für seine Mittelamerika-Politik
erzielte 28).
Als der neugewählte Präsident von El Salva-
dor, Napoleon Duarte, in der zweiten Mai-
hälfte Washington einen sehr erfolgreichen
viertägigen Besuch abstattete und dabei ei-
nen Tag lang den Kongreß .bearbeitete',
stimmte das Repräsentantenhaus zwei Tage
später mit 267 zu 154 für zusätzliche Militär-
hilfe an El Salvador und brachte damit
Reagan einen zweiten Sieg. Dies waren je-
doch nur Teilerfolge für die Reagan-Regie-
rung und kein grundsätzlicher Stimmungs-
wandel im Kongreß. Für zusätzliche Gelder
an andere mittelamerikanische Staaten im
laufenden oder im nächsten Haushaltsjahr
mußte die Administration weiterhin schwer
arbeiten und auch Niederlagen einstecken.

Bei diesen Auseinandersetzungen war der
Kissinger-Bericht für die Reagan-Regierung
hilfreich; er hat jedoch nicht automatisch für
Mehrheiten gesorgt und auch keine grund-
sätzliche, sondern nur eine graduelle Verän-
derung der Einstellung des Kongresses ge-
genüber der Reaganschen Mittelamerika-Po-
litik bewirkt. Dies könnte sich ändern, wenn
sich die Reagan-Regierung dazu entschließen
sollte, einen weiteren Punkt des Kissinger-
Berichts in ihre Politik aufzunehmen und die
Contadora-Gruppe — eine Initiative mehre-
rer lateinamerikanischer Staaten zur Stabili-
sierung dieser Region29) — nicht nur rheto-
risch, sondern auch aktiv unterstützen würde.
In dem zunehmend schärferen Streit über die
amerikanische Politik gegenüber Mittelame-
rika gibt es nur einen gemeinsamen Punkt:
alle Seiten sind von der Nützlichkeit der Con-
tadora-Verhandlungen überzeugt Eine sich
dafür aktiv einsetzende Reagan-Regierung
könnte sich innenpolitisch auf eine breite
Mehrheit stützen und würde vielleicht doch
noch eine friedliche Lösung der mittelameri-
kanischen Krise ermöglichen.

IV. Eine veränderte multilaterale Entwicklungspolitik:
Probleme mit den europäischen Verbündeten

Die Reagan-Regierung wollte die multilate-
rale Entwicklungshilfe kürzen — und war ins-
gesamt in ihrem Sinne erfolgreich. Von der
gesamten Entwicklungshilfe für 1985 sollen
13,1 Prozent an die Multilateralen Entwick-
lungsbanken und weitere 2,6 Prozent an Inter-
nationale Organisationen fließen. Gerade in
diesem Bereich hatten einige politische Be-
amte eiren besonders langen und schweren
Lernprozeß durchzustehen. Es kann hier nur
auf den Währungsfonds (IWF) und die Welt-
bank eingegangen werden.
In der amerikanischen öffentlichen Diskus-
sion wird kaum zwischen IWF, Weltbank und
Internationalen Organisationen unterschie-
den, sondern alle diese Organisationen unter
der Rubrik .rausgeworfenes Geld' geführt. Der
Wissensstand über die Arbeitsweise und Be-

deutung des IWF und der Weltbank ist recht
bescheiden. Dies ist wichtig zu wissen, um die
Probleme bei den Verhandlungen über zu-
sätzliche Finanzmittel für IWF und Weltbank
verstehen zu können. Bei der Aufstockung
der IWF-Mittel war die Reagan-Regierung zu-
erst sehr zurückhaltend bis ablehnend30). Der
IWF wollte eine Aufstockung um 100 Prozent
Einige europäische Länder unterstützten den
IWF darin, andere bevorzugten 50 Prozent
die amerikanische Regierung jedoch war sehr
zurückhaltend. Die Europäer einigten sich
dann auf 50 Prozent und versuchten gemein-
sam mit dem IWF, die Amerikaner umzüstim-
men. Nach langen und schwierigen Verhand-
lungen stimmte die Reagan-Regierung einer
Aufstockung um 47,5 Prozent zu und hatte
dann in der zweiten Jahreshälfte 1983 einen



sehr schweren Weg vor sich, die Gelder vom
Kongreß bewilligt zu bekommen. Der Um-
schwung war jedoch nur zum Teil auf den
europäischen Druck zurückzuführen. Wichti-
ger war die Befürchtung, daß es nach Aus-
bruch der mexikanischen Verschuldungskrise
zu einem Zusammenbruch der internationa-
len Kapitalmärkte kommen könnte und ein
Bankenkrach in den Vereinigten Staaten
möglich sei.
Europäischer politischer Druck und wach-
sende Probleme in den Entwicklungsländern
haben jedoch die Reagan-Regierung bei den
Verhandlungen über ein neues Finanzpro-
gramm für die International Development
Association (IDA) nicht umstimmen können.
Die IDA gehört zur Weltbank-Gruppe, wurde
1960 auf amerikanischen Vorschlag gegrün-
det und vergibt langfristige Kredite an die
ärmsten Länder mit einem Zinssatz von 0,75
Prozent; in den vergangenen Jahren gingen
rund 90 Prozent der IDA-Kredite an Länder
mit einem Pro-Kopf-Einkommen von weniger
als 410 Dollar im Jahr. Finanziert wird IDA
über dreijährige Finanzzusagen der Geberlän-
der. Für die Jahre 1981—1983 waren dies 12
Milliarden Dollar, davon haben die Vereinig-
ten Staaten 3,2 Milliarden Dollar übernom-
men. Die Weltbank wollte für IDA (1984 bis
1986) eine Aufstockung auf 16 Milliarden Dol-
lar. Die Europäer einigten sich auf 12 Milliar-

den Dollar und versuchten dann, die Ameri-
kaner für diesen Betrag zu gewinnen.

In der amerikanischen Regierung werden
Fragen dieser Art vom Finanzministerium
vorentschieden, das schon zu Beginn der
Reagan-Regierung für einige multilaterale
Entwicklungsbanken einen klaren Politik-
wandel ankündigte31). Alle Einflußnahmen
von außen — zum Beispiel auch die Drohung
Frankreichs und Großbritanniens, einen IDA-
Sonderfonds ohne amerikanische Beteiligung
zu errichten — haben beim Finanzministe-
rium zu keinem Erfolg geführt, das für IDA
VII insgesamt 9 Milliarden Dollar für richtig
hielt-mit einem 25-Prozent-Anteil der Verei-
nigten Staaten (2,25 Milliarden Dollar); dies
würde zu einer jährlichen Zahlung von 750
Millionen Dollar führen. Als Begründung gab
das Finanzministerium an, der Kongreß
würde nicht mehr als 750 Millionen Dollar
pro Jahr für IDA bewilligen, obwohl der Kon-
greß für 1983 und 1984 jeweils 945 Millionen
genehmigt hatte. Das State Department ver-
suchte dann noch, mehr Geld für IDA durch-
zusetzen, aber am Ende stellte sich das Weiße
Haus eindeutig auf die Seite des Finanzmini-
steriums. Für IDA VII bedeutet das eine Re-
duzierung um 40 Prozent gegenüber IDA VI.
Es steht noch nicht fest, wie die Weltbank
dieses Problem lösen wird.

V. Die amerikanische Entwicklungspolitik:
Aussichten und Probleme in den achtziger Jahren

Die Vereinigten Staaten sind, in absoluten
Zahlen, der größte Entwicklungshilfe-Geber-
staat mit einem Anteil von 18,8 Prozent an
der Weltentwicklungshilfe, gefolgt von Saudi
Arabien (15,2 Prozent), der Bundesrepublik
Deutschland (8,5 Prozent) und Japan (8,4 Pro-
zent). Bei einem Vergleich der für die Ent-
wicklungshilfe aufgewendeten Bruttosozial-
produktsanteile unter den 17 OECD-Staaten
nehmen die Vereinigten Staaten den 15. Platz
ein, mit einem Anteil von 0,24 Prozent. Wenn
die Vereinigten Staaten ihre Finanzmittel
zum Beispiel für IDA um eine Milliarde Dol-
lar verringern, dann ist dies etwa der Betrag,
den Schweden oder Belgien und Dänemark
gemeinsam in einem Jahr für Entwicklungs-
hilfe aufwenden. Eine Reduktion der amerika-
nischen Entwicklungshilfe kann deshalb von
den anderen Geberstaaten kaum ausgegli-

chen werden — auch nicht, wenn sie es woll-
ten.
Die Reagan-Regierung wollte eine neue ame-
rikanische Entwicklungspolitik — und hat
dies zum Teil erreicht, zum Teil waren die
erzielten Veränderungen geringer als erwar-
tet. Das lag jedoch mehr an den erwähnten
Hemmfaktoren und weniger an einer Abän-
derung des entwicklungspolitischen Kon-
zepts. In den nächsten vier Jahren hat die
Regierung deshalb viel größere Möglichkei-



ten, eine Reagansche Entwicklungspolitik zu
betreiben und wesentlichere Veränderungen
durchzusetzen. Es spricht zur Zeit nichts da-
für, daß die Reagan-Regierung ihren einge-
schlagenen Weg korrigieren wird. Dies be-
deutet dann auch eine weitere Reduzierung
der Weltentwicklungshilfe. Aus der Sicht der
Reagan-Regierung ist dies kein Problem, weil
erstens ein Großteil der Entwicklungshilfe
ohnehin verschwendet würde und deshalb
mit weniger, aber effektiver eingesetzter Ent-
wicklungshilfe bessere Ergebnisse erzielt
werden könnten, und zweitens sich durch we-
niger Hilfe eine Reihe von Problemen ab-
schwächen und nicht verschärfen würden.
Dies ist ein Optimismus, der nur von wenigen
außerhalb der Reagan-Regierung geteilt
wird ).32

In den achtziger Jahren wird sich die Lage
der Entwicklungsländer nicht grundsätzlich
verbessern; eine Stabilisierung wäre schon
ein Erfolg, aber in vielen Fällen werden sich
die Probleme weiter verschärfen333). Der Be-
darf an Weltentwicklungshilfe wird deshalb
nicht zurückgehen, sondern weiter steigen.

Wenn in dieser Situation die Vereinigten
Staaten ihre Entwicklungshilfe — vor allem
auch an die Multilateralen Entwicklungsban-
ken — kürzen, dann müssen die anderen Ge-
berstaaten darauf entweder mit einer Erhö-
hung ihrer Entwicklungshilfe zum Ausgleich
der amerikanischen Kürzungen reagieren
oder versuchen, auf die amerikanische Regie-
rung politischen Druck auszuüben, um sie
umzustimmen und dazu zu bewegen, ihren
.fairen' Anteil an der Weltentwicklungshilfe
zu übernehmen.
Beide Wege sollten beschritten werden, denn
während die Vereinigten Staaten zur Zeit in
einer guten wirtschaftlichen Verfassung sind,
dürfte es für mehrere anders OECD-Staaten
aufgrund ihrer Wirtschaftsprobleme schwer
sein, ihre Entwicklungshilfe zu erhöhen. Nach
den Vereinigten Staaten dürfte eine Erhö-
hung der Entwicklungshilfe auch für Japan
kein wirtschaftliches Problem darstellen, das
mit einem Bruttosozialproduktanteil von 0,29
Prozent für Entwicklungshilfe nicht wesent-
lich besser dasteht als die USA Für fast alle
OECD-Staaten würde es darüber hinaus eine
Ausweitung ihres entwicklungspolitischen
Handlungsspielraumes bedeuten, wenn es ge-
lingen sollte, den Ost-West-Konflikt zu ent-
schärfen und zumindest den Zuwachs der
Verteidigungsausgaben zu vermindern. In
den vergangenen sechs Jahren lag der
Schwerpunkt der öffentlichen Diskussion auf
sicherheits- und verteidigungspolitischen
Fragen. Es wird Zeit, sich der entwicklungs-
politischen Probleme zu erinnern und diese
auch in ihrem Zusammenhang zu sehen.



Alfred Kraft

Der Außenhandel der Entwicklungsländer

Darstellung, Probleme und ein Lösungsansatz der EG

Seit den siebziger Jahren zeichnet sich inner-
halb der Gruppe der Entwicklungsländer eine
zunehmende Differenzierung ab. Einige Län-
der wurden aufgrund ihrer Rohstoffvorkom-
men außerordentlich begünstigt, andere Staa-
ten haben mit Hilfe einer exportorientierten
Wirtschafts- und Entwicklungspolitik bemer-
kenswerte Erfolge erzielt. Die große Gruppe
der Länder der Dritten Welt ist jedoch weiter-
hin auf den Export von wenigen Produkten

I. Einleitung

angewiesen, für die sich die Situation am
Weltmarkt nicht günstig entwickelt hat. Da-
bei trat das Problem auf, daß sich Exporter-
löse nicht kontinuierlich und nicht in dem
Maße steigern ließen, wie dies für nötig emp-
funden wird. Eine ständig steigende Import-
nachfrage nach den typischen Produkten der
westlichen Industrieländer hat deshalb häufig
zu Finanzierungsproblemen geführt.

II. Die Außenhandelsstruktur der Entwicklungsländer
Die Gruppe der Entwicklungsländer ist in ih-
rer Gesamtheit nach wie vor relativ stark auf
die Produktion und den Export von Roh-
stoffen spezialisiert. Aufgrund eines Mangels
an qualifizierten Arbeitskräften und risikobe-
reiten Unternehmern, fehlendem technischen
Know-how, einer unzureichenden Infrastruk-
turausstattung und anderen Engpässen sind
die meisten Entwicklungsländer nicht in der
Lage, bestimmte industrielle Fertigwaren, für
die im Inland eine Nachfrage besteht, kosten-
günstig zu erstellen. Um trotzdem in den Ge-
nuß solcher Erzeugnisse zu kommen, produ-
zieren und exportieren sie überwiegend Roh-
stoffe und/oder andere Erzeugnisse, die rela-
tiv einfach herzustellen sind.

Die gütermäßige Exportstruktur der Entwick-
lungsländer als Gruppe ist in Tabelle 1 darge-
stellt. Untergliedert man die Außenhandels-
ströme in die beiden Warenhauptgruppen
— Rohstoffe, die im Primärsektor einer
Volkswirtschaft hergestellt werden (d. h. in
der Landwirtschaft, Forstwirtschaft, im Berg-
bau oder der Fischerei), und in
— industrielle Fertigwaren, die im Industrie-
sektor oder Sekundärsektor einer Volkswirt-
schaft hergestellt werden, so zeigt sich, daß
a) Rohstoffe im Exportsortiment der Entwick-
lungsländer deutlich dominieren. Ihr Anteil

an den Gesamtexporterlösen ist seit 1960
zwar um gut 8 Prozent gefallen, lag aber 1980
noch immer bei fast 83 Prozent;
b) unter den Rohstoffen Brennstoffe — vor
allem Erdöl — eine herausragende Rolle spie-
len. Diese Produktgruppe hat ihren Anteil
seit 1960 vor allem aufgrund von Preissteige-
rungen kräftig ausgedehnt. 1980 wurden al-
lein aus der Ausfuhr von Brennstoffen fast
zwei Drittel der gesamten Exporterlöse der
Entwicklungsländer erzielt;
c) die übrigen Rohstoffgruppen (Nahrungsmit-
tel, Getränke und Tabak, landwirtschaftliche
und industrielle Rohstoffe), auf die 1960 zu-
sammen noch 63 Prozent der Exporterlöse
entfielen, deutlich an Bedeutung verloren ha-
ben. 1980 trugen sie nur noch zu 20,2 Prozent
zu den Exporterlösen bei;
d) Fertigwarenexporte weiterhin von unterge-
ordneter Bedeutung sind. Sie trugen 1980 nur
mit 17,3 Prozent zu den Exporterlösen bei.
Innerhalb dieser Gruppe dominieren „Son-
stige Fertigwaren". Dabei handelt es sich vor
allem um solche Erzeugnisse, die relativ ar-
beitsintensiv hergestellt werden können oder
stark rohstoffhaltig sind. Textilien und Be-
kleidung, Lederwaren, Spielzeugartikel, zu-
nehmend aber auch Boote und Geräte aus
dem Bereich der optischen und feinmechani-
schen Industrie zählen dazu.



Da der Löwenanteil der Erdölexporte auf we-
nige, zum Teil bevölkerungsarme Staaten des
Nahen Ostens1) entfällt, ist der Erdölexport
für die Exportstruktur der meisten Entwick-
lungsländer nicht typisch. Klammert man da-
her Erdöl aus der Betrachtung aus, so zeigt
sich, daß die übrigen Rohstoffe 1980 nur noch
mit knapp 54 Prozent — gegenüber etwa 88
Prozent 1960 — zum Exporterlös der Entwick-
lungsländer beitrugen. Nahrungsmittel, Ge-
tränke und Tabak stellen dabei weiterhin die
wichtigste Untergruppe dar, wenn auch mit
deutlich abnehmender Tendenz.

Der Anteil der industriellen Fertigwaren hat
sich — wiederum ohne Berücksichtigung von
Erdöl und anderen Brennstoffen — im be-
trachteten Zeitraum fast vervierfacht 1980
entfielen auf alle Fertigwaren zusammenge-
nommen schon gut 46 Prozent der Exporter-

löse der Entwicklungsländer. Allerdings ver-
birgt sich auch hinter diesem Durchschnitt
der Gruppe eine Besonderheit: Fast die
Hälfte der verarbeiteten Exportprodukte
kommt aus nur vier südostasiatischen Län-
dern (Hongkong, Korea, Taiwan und Singa-
pur), in denen weniger als 3 Prozent der Be-
völkerung der Dritten Welt leben, und aus
Indien; drei Viertel aller Fertigwarenexporte
kommen aus der kleinen Gruppe der Schwel-
lenländer. Diese Länder erreichten in den
siebziger Jahren über ein stark exportorien-
tiertes Wachstum eine rasche Industrialisie-
rung ihrer Wirtschaft2). Das andere Extrem



stellen die afrikanischen Entwicklungsländer
dar, die immer noch fast gar keine Fertigwa-
ren exportieren und nach wie vor eine weit
unterdurchschnittlich differenzierte Export-
struktur besitzen.
Auf der Importseite dominieren industrielle
Fertigwaren (vgl. Tabelle 2) mit einem Anteil
von fast 59 Prozent (1980). Trotz einer zuneh-
menden Industrialisierung vieler Entwick-
lungsländer hat sich an der relativen Bedeu-
tung der Fertigwarenimporte seit 1960 kaum
etwas geändert. Geändert hat sich lediglich
die Zusammensetzung dieser Gütergruppe:
Der Anteil der Konsumgüter ist als Folge der
forcierten Industrialisierung zurückgegangen,
der Anteil der Maschinen- und Transportaus-

rüstungen — also typische Investitionsgüter,
die zur Produktion von Konsumgütern einge-
setzt werden — gestiegen.
Auf der Importseite spielt auch die Einfuhr
von Rohstoffen, insbesondere der Import von
Brennstoffen, eine zentrale Rolle. Von 1960
bis 1980 hat sich der Importanteil von Brenn-
stoffen mehr als verdoppelt. Läßt man die
OPEC-Staaten außer acht, so liegt der Anteil
von Erdöl und anderen Brennstoffen an den
gesamten Importen der Entwicklungsländer
bei fast 25 Prozent. Die Verteuerung des Erd-
öls hat also nicht nur die Industrieländer
empfindlich getroffen. Energieimporte bela-
sten auch die Zahlungsbilanzen der erdölim-
portierenden Entwicklungsländer erheblich.



III. Arbeitsplatzsorgen der Industrieländer aufgrund rasch steigender
Fertigwarenimporte aus den Schwellenländern

In der Art der Außenhandelsstruktur sehen
viele Entwicklungsländer und zunehmend
auch viele Industrieländer ein Problem. Fer-
tigwaren sind — von Erdöl abgesehen — die
am stärksten expandierende Güterklasse der
Warenausfuhr der Entwicklungsländer. Im
Laufe der siebziger Jahre wurde deshalb in
der Bundesrepublik Deutschland und in vie-
len anderen Industrieländern zunehmend die
Befürchtung geäußert, der starke Anstieg der
Fertigwarenimporte aus einigen Entwick-
lungsländern könne weite Teile der einheimi-
schen Wirtschaft in Existenznot bringen und
Arbeitsplätze gefährden. Diese Furcht ist je-
doch weitgehend unbegründet. Bei genauerer
Betrachtung zeigt sich nämlich, daß zwar
durch Importe aus Entwicklungsländern Ar-
beitsplätze verlorengehen, daß aber durch
den Export in Entwicklungsländer auch neue
Arbeitsplätze geschaffen oder bestehende ge-
sichert werden. Im Handel mit Entwicklungs-
ländern hat sich per saldo ein positiver Be-.
schäftigungseffekt eingestellt3). In Modell-
rechnungen des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung konnte gezeigt werden, daß
im Zeitraum von 1972 bis 1981 durch die Aus-
weitung von industriellen Halb- und Fertig-
warenexporten aus der Bundesrepublik in die
Länder der Dritten Welt für 660 000 Arbeits-
kräfte Beschäftigungsmöglichkeiten geschaf-
fen wurden. Ohne die Importe wären dagegen
nur etwa 250 000 Erwerbstätige zusätzlich be-
schäftigt worden, wenn diese Güter im Inland
hergestellt worden wären. Somit wurden
durch den zunehmenden Fertigwarenhandel
mit Entwicklungsländern innerhalb eines
Jahrzehnts per saldo 410 000 zusätzliche Ar-
beitsplätze geschaffen. Dabei entfiel der
größte Teil der positiven Beschäftigungswir-
kung — die an der Zahl der Erwerbstätigen
insgesamt gemessen allerdings nicht sehr be-
deutend ist — auf den Handel mit erdölex-
portierenden Ländern. Aber selbst im Handel

mit den lieferstarken Schwellenländern
konnte im Zeitraum von 1976 bis 1981 eine
ausgeglichene Beschäftigungsbilanz erzielt
werden.
Für das Jahr 1981 wurde errechnet, daß in der
Bundesrepublik durch Importe aus Entwick-
lungsländern etwa 470 000 Erwerbstätige we-
niger benötigt wurden. Dem standen jedoch
mehr als 1,1 Millionen Beschäftigte gegen-
über, die für den Export von Halb- und Fertig-
waren in Länder der Dritten Welt arbeiteten.

Obwohl der Gesamteffekt für den Arbeits-
markt also positiv ist, können für einzelne
Branchen, Regionen oder Personengruppen
negative Effekte überwiegen. Probleme für
die Beschäftigungssituation ergeben sich vor
allem daraus, daß Arbeitsplatzverluste auf re-
lativ wenige und vergleichsweise kleine Bran-
chen konzentriert sind, während zusätzliche
Arbeitsplätze in anderen, größeren Branchen
geschaffen werden. Arbeitsplatzverluste wer-
den deshalb oft stärker, zusätzliche Arbeits-
plätze dagegen weniger leicht wahrgenom-
men. Negativ betroffen waren in der Vergan-
genheit vor allem das Bekleidungs-, Textil-,
Leder-, Musik- und Spielwarengewerbe. Rela-
tiv stark profitierten dagegen der Stahl-, Ma-
schinen- und Fahrzeugbau.

Dazu kommt zweitens, daß überwiegend den
Gruppen von Arbeitnehmern zusätzliche Ar-
beitsplatzverlustgefahr droht, die ohnehin zu
den Problemgruppen am Arbeitsmarkt zäh-
len:
— ältere Arbeitnehmer,
— Frauen,
— unqualifizierte Arbeitskräfte.
Ausgebildete Arbeitskräfte sind dagegen
kaum betroffen. Schlosser, Mechaniker, Me-
tallarbeiter, Ingenieure und Techniker etwa
werden durch Exporte in Entwicklungsländer
zusätzlich benötigt
Schließlich ergibt sich im Inland ein ungünsti-
ger Regionaleffekt dadurch, daß tendenziell
vor allem solche Branchen einem starken
Konkurrenzdruck aus Entwicklungsländern
ausgesetzt sind, die relativ stark in struktur-
schwachen Regionen angesiedelt sind. Posi-
tive Impulse sind dagegen relativ gleichmäßig
über das ganze Gebiet der Bundesrepublik
verteilt. Damit wird eine ausgewogene regio-
nale Entwicklung zusätzlich erschwert4).



IV. Export von Rohstoffen als bremsender Faktor der Entwicklung?

In vielen Entwicklungsländern befürchtet
man, daß die Ausfuhr von Rohstoffen — abge-
sehen von Erdöl und einigen anderen Primär-
gütern — auf die Dauer nicht als Motor, son-
dern eher als Bremse der Entwicklung wirken
könnte und daß man aufgrund der eigenen
Exportstruktur und einigen Besonderheiten
auf der Angebots- und Nachfrageseite bei Pri-
märgütern an der Expansion des Welthandels
nur unterdurchschnittlich partizipieren könn-
te. Wie aus Tabelle 3 hervorgeht, hat sich der
Anteil der Entwicklungsländer (als Gruppe)
an den Weltexporten in der Nachkriegszeit
tatsächlich vermindert; ihr Anteil fiel von
1950 bis zur ersten drastischen Erdölpreiser-
höhung 1973 fast stetig. Erst danach hat sich
dieser Trend wieder geändert. Unter dem we-4

sentlichen Einfluß erdölexportierender Staa-
ten konnten die Entwicklungsländer haupt-
sächlich auf Kosten der marktwirtschaftli-
chen Industrieländer, der wichtigsten Gruppe
im Welthandel, ihren Anteil an den Weltex-
porten von 18,1 Prozent 1970 auf 28,1 Prozent
1981 ausdehnen. Das relativ hohe Niveau von
1950 wurde jedoch bisher nicht wieder er-
reicht. Hauptnutznießer dieser Entwicklung
waren die OPEC-Staaten sowie acht weitere
Länder, deren Exportstruktur wesentlich von
Erdöl oder Erdgas geprägt ist (vgl. Tab. 3). Ihr
Anteil am Weltexport hat sich von 1970 bis
1981 um fast 10 Prozent erhöht. 1981 entfielen
auf diese relativ kleine Ländergruppe allein
gut 60 Prozent der gesamten Exporterlöse der
Entwicklungsländer. Ein bemerkenswertes
Resultat haben auch die sechs Länder erzielt,
die von der UNCTAD als „Exporteure von
Fertigwaren" bezeichnet werden (vgl. Tab. 3).
Diesen Ländern gelang es, ihr Exportangebot
umzustrukturieren und weitgehend der
Nachfrageentwicklung der Industrieländer
anzupassen, mit dem Ergebnis, daß sie trotz



der schwierigen Zeit der anhaltenden welt-
weiten Rezession und einer erheblichen Ver-
ringerung der Welthandelsexpansion im Be-
reich der industriellen Halb- und Fertigwaren
zusätzliche Weltmarktanteile erringen konn-
ten. Ihr Anteil am Weltexport stieg von 3 Pro-
zent 1970 auf fast 5 Prozent 1981. Das sind gut
17 Prozent der gesamten Exporterlöse der
Entwicklungsländer.

Die Gruppe der am wenigsten entwickelten
Länder (LLDC) sowie die der übrigen 100 Ent-
wicklungsländer verloren dagegen fast stetig
Weltmarktanteile. Beide Gruppen erlebten
eine lange Phase der Desintegration aus der
Weltwirtschaft; sie bilden die eigentlichen
Problemgruppen im Welthandel.

Tabelle 4 zeigt, daß sich in der Zeit von 1960
bis 1982 die Kaufkraft der Exporte, das heißt
das absolute Importgütervolumen, das durch
die Exporterlöse finanziert werden kann, für
alle Entwicklungsländer und ihre Untergrup-
pen nicht verschlechtert, sondern verbessert
hat. Innerhalb der Entwicklungsländer erge-
ben sich jedoch deutliche Differenzierungen.
Im Vergleich zur Entwicklung der Kaufkraft
der Industrieländer haben die Entwicklungs-
länder insgesamt besser, die Ol- und Fertig-
waren exportierenden Länder wesentlich bes-
ser abgeschnitten. Die Kaufkraftentwicklung
der Entwicklungsländer ohne erdölexportie-

rende Länder und besonders die der LLDC
sowie die der übrigen Länder ist jedoch deut-
lich hinter dem entsprechenden Zuwachs der
Industrieländer zurückgeblieben, wobei die
Kaufkraftentwicklung der LLDC im Vergleich
zu den übrigen Ländergruppen zusätzlich be-
sonderen Schwankungen ausgesetzt war5).
Das Exportangebot dieser beiden Länder-
gruppen besteht weiterhin fast ausschließlich
aus wenigen Rohstoffen.

Dieses unbefriedigende Ergebnis einer Viel-
zahl rohstoffexportierender Länder hat viele
Ursachen. Einige der bedeutsamsten lassen
sich wie folgt zusammenfassen:
1. Die Einkommenselastizität der Nachfrage
nach Rohstoffen ist in den marktwirtschaftli-
chen Industrieländern, den Hauptabnehmern,



relativ gering. Mit steigendem Einkommen in
den Industrieländern steigt die Nachfrage
nach Primärgütern nur unterdurchschnittlich,
Rohstoffimporte der Industrieländer expan-
dieren mit einer geringeren Wachstumsrate"
als ihr Volkseinkommen. Zusätzliche Nach-
frageimpulse könnten sich aus einem relativ
starken Bevölkerungswachstum in den Im-
portländern ergeben. Da jedoch in den Indu-
strieländern die Bevölkerungsentwicklung
weitgehend stagniert, ist auch von dieser
Seite keine zusätzliche Nachfrage zu erwar-
ten. Bei einigen Agrarprodukten, die in den
gemäßigten Klimazonen herstellbar sind,
kommt hinzu, daß der Selbstversorgungsgrad
der Importländer steigt. Bei Anwendung pro-
tektionistischer Maßnahmen kann in diesen
Fällen das Absatzpotential sogar sinken: Wer-
den Produktionsüberschüsse mit Hilfe von
Exportsubventionen am Weltmarkt abgesetzt,
kann es bei diesen und konkurrierenden Pro-
dukten zu Preisverfall und sinkenden Export-
mengen für Entwicklungsländer kommen.

2. Für einige Rohstoffe haben die Industrie-
länder synthetische Substitute entwickelt ).
Diese Materialien können für den vorgesehe-
nen Bedarf zweckmäßiger und zudem billiger
als die ursprünglichen Rohstoffe sein, wo-
durch ein Teil der Nachfrage nach Produkten
aus Entwicklungsländern auf Produzenten
aus Industrieländern umgelenkt wird. Tradi-
tionelle Lieferländer verlieren dadurch einen
Teil ihrer Absatzmärkte. Ähnlich wirkt die
ständig zunehmende Tendenz zum Recycling,
d. h. der Wiederverwendung bereits benutzter
Rohstoffe, sowie ein zunehmend sparsamerer
Umgang mit nicht-erneuerbaren Rohstoffen.

6

Entgegen vielen Behauptungen spielt der Pro-
tektionismus der Industrieländer — von Aus-
nahmen abgesehen — bei der Entwicklung
der Rohstoffexporte der Entwicklungsländer
jedoch keine entscheidende Rolle. Die durch-
schnittliche Nominalzollimportbelastung der
Industrieländer ist relativ niedrig. Wie aus
Tabelle 5 hervorgeht, beträgt der Nominalzoll
wichtiger westlicher Industrieländer auf un-
verarbeitete landwirtschaftliche und minera-
lische Produkte lediglich 3 Prozent. Mehr als
die Hälfte der Exporte aller Entwicklungslän-
der in westliche Industrieländer fallen in
diese Kategorie.

Ein Hindernis besonderer Art ist jedoch die
steigende Zollbelastung bei zunehmendem
Grad der Produktverarbeitung. Diese höhere
Zollbelastung zielt darauf ab, die Unterneh-
men in den Industrieländern zur Einfuhr und
Verarbeitung von Rohstoffen zu bewegen,
oder anders ausgedrückt: Die Zollstruktur der
marktwirtschaftlichen Industrieländer ist so
angelegt, daß sie den Produzenten in den In-
dustrieländern bei der Verarbeitung von Roh-
stoffen einen künstlichen Vorsprung bei der
Wettbewerbsfähigkeit im Inland gegenüber
Konkurrenten aus Ländern der Dritten Welt
einräumt. Dieser Effekt wird noch deutlicher,
wenn man das Niveau der Protektion nicht an
der Höhe des Nominalzolles, sondern am Ef-
fektivzoll mißt.
Nominalzölle geben an, um wieviel Prozent
ein bestimmtes Erzeugnis im Inland maximal
teurer sein kann als bei Freihandel ohne Zoll.
Sie sagen aber nichts darüber aus, in welchem
Maß Löhne, Gehälter, Mieten, Zinsen, Pach-
ten — die Wertschöpfung — inländischer
Produzenten dank des Zollschutzes höher
sein können als die ausländischer Konkurren-
ten. Diese Schutzwirkung wird durch die ef-
fektive Protektion angezeigt. Sie wird gemes-
sen als der Prozentsatz, um den die inländi-
sche Wertschöpfung aufgrund von unter-
schiedlichen Nominalzöllen auf Vor-, Zwi-
schen- und Endprodukte höher sein kann als
bei der Bewertung zu Weltmarktpreisen. Wie
Tabelle 5 zeigt, ist das Niveau der effektiven
Protektion schon in der 2. Verarbeitungsstufe
fast acht Mal so hoch wie bei unverarbeiteten
Rohstoffen (Stufe 1) und fast drei Mal höher
als die zugehörige Nominalzollbelastung.
Diese Art der Zollstruktur trägt also zusätz-
lich dazu bei, rohstoffexportierende Entwick-
lungsländer in der Rolle von Rohstofflieferan-
ten zu halten7).



Obgleich die Ausfuhrerfolge der Fertigwaren
exportierenden Entwicklungsländer für die
Offenheit der Märkte in den meisten westli-
chen Industrieländern sprechen, hat sich das
Vertrauen in die Fortsetzung einer liberalen
Außenhandelspolitik dieser Länder in den
letzten Jahren enorm verringert. Anhaltend
niedrige Wachstumsraten des Sozialprodukts
und ein hohes Maß an Arbeitslosigkeit haben
die Bereitschaft erhöht, in einigen Bereichen

(insbesondere Bekleidung und Textilien so-
wie Güter der Unterhaltungselektronik) neue
nicht-tarifäre Handelshemmnisse einzufüh-
ren. Auch wenn sich die Auswirkungen die-
ses neuen Protektionismus kaum quantifizie-
ren lassen, ist sicher, daß dadurch auch das
Investitionsklima in den Ländern belastet
werden kann, die erst in Zukunft eine stärker
exportorientierte Entwicklung einschlagen
wollen.

V. Probleme auf der Angebotsseite



— Im Interesse einer relativ billigen Versor-
gung einkommensschwacher Gruppen in der
Stadtbevölkerung werden häufig die Preise
für Grundnahrungsmittel auf einem niedrigen
Niveau eingefroren. Die Produktion solcher
Erzeugnisse wird dadurch weniger rentabel
und früher oder später eingeschränkt, zumin-
dest aber nicht ausgedehnt. Bei wachsender
Bevölkerung können dadurch eventuell vor-
handene exportierbare Überschüsse abgebaut
bzw. zusätzliche Nahrungsmittelimporte not-
wendig werden.
— Obwohl in vielen Entwicklungsländern
seit langer Zeit eine forcierte Industrialisie-
rungspolitik betrieben wird, gelang der Über-
gang zum zusätzlichen Export von industriel-

len Fertigwaren nur wenigen Ländern. Inve-
stitionen im Industriesektor wurden häufig
mit Hilfe eines Kunstgriffes rentabel ge-
macht. Man führte für bestimmte Sektoren
Importrestriktionen ein — d. h. man schaltete
den Wettbewerb von außen aus — und er-
laubte den begünstigten Produzenten im In-
land eine mehr oder weniger rentable Hoch-
kostenproduktion, die bisherige Importe er-
setzte. Da die Erzeugung solcher Güter ledig-
lich für die Versorgung des geschützten Bin-
nenmarktes gedacht war, waren wenig An-
reize gegeben, Produktivitäts- und Qualitäts-
verbesserungen durchzusetzen. Der Übergang
zum Export gelang deshalb nur in wenigen
Fällen.

VI. Instabilität der Rohstoffmärkte und wirtschaftliche Entwicklung

Ein weiteres wichtiges Merkmal der Außen-
handelsstruktur vieler Entwicklungsländer ist
die geringe Exportdiversifizierung. Wie aus
Tabelle 6 hervorgeht, erzielen insbesondere
erdölexportierende Länder sowie zahlreiche
afrikanische Länder den größten Teil ihrer
Exporterlöse aus zwei oder drei Rohstoffen.
Preis-, Mengen- oder Erlösfluktuationen bei
einzelnen Produkten können dann schnell die
gesamten Exporterlöse eines Landes destabi-
lisieren. In vielen empirischen Studien wurde
nachgewiesen, daß die Instabilität der Export-
erlöse der Entwicklungsländer kurzfristig
weit höher ist als die der Industrieländer.
Die Ursachen für solche Preis- und Mengen-
schwankungen unterscheiden sich von Land
zu Land und von Produkt zu Produkt. Verall-
gemeinernd kann man jedoch angebots- und
nachfragebedingte Ursachen unterscheiden.
Von der Nachfrageseite her können konjunk-

turelle Schwankungen der Industrieländer
auf die Produzentenländer übertragen wer-
den. In Zeiten anhaltender Wachstumsschwä-
chen in den Industrieländern stagniert oder
sinkt deren Nachfrage insbesondere für mine-
ralische Produkte. Ist das Angebot relativ
starr, so lassen sich solche Erzeugnisse nur
bei sinkenden Preisen absetzen. Erlösausfälle
sind dann eine unvermeidbare Folge.

Schwankungen auf der Angebotsseite treten
vor allem bei landwirtschaftlichen Produkten
auf. Technische Möglichkeiten zum Schutz
gegen Naturkatastrophen, Witterungseinflüs-
se, Krankheits- oder Seuchenbefall können in
vielen Fällen noch nicht genutzt werden. Eine
Reduktion des mengenmäßigen Angebots ist
die Folge. Sofern von solchen Entwicklungen
nur einzelne Länder oder ein relativ kleiner
Teil des Weltangebots betroffen sind, kommt
es zu Ausfuhrerlösausfällen, wenn der Welt-
marktpreis nicht reagiert.

Ein weiteres Problem auf der Angebotsseite
kann sich durch verzögerte Angebotsanpas-
sungen auf Preisänderungen ergeben und un-
ter bestimmten Voraussetzungen zu anhal-
tenden zyklischen Schwankungen führen. Als
zyklische Schwankungen bezeichnet man in
diesem Zusammenhang gegenläufige Bewe-
gungen von angebotener Menge und dem
Preis eines Produktes.

Häufig wird davon ausgegangen, daß diese
Schwankungen der Exporterlöse die Entwick-
lungsgeschwindigkeit der betroffenen Länder





beeinträchtigt. Als Begründung wird ange-
führt:
1. Produzenten von Rohstoffen, die das Risiko
von schwankenden Preisen, Produktions-
oder Erlösausfällen fürchten, neigen dazu,
anstelle langfristig profitabler Produkte für
den Export weniger gewinnträchtige Pro-
dukte für den Binnenmarkt oder für den eige-
nen Bedarf herzustellen. Die notwendigen
Folgen einer solchen Haltung sind dann ein
vergleichsweise geringeres Wachstum der
Exporterlöse, geringeres Wachstum der Ein-
kommen im Exportsektor und damit letzten
Endes geringere Wachstumsraten des natio-
nalen Durchschnittseinkommens.
2. Exporterlösfluktuationen können die öf-
fentlichen Einnahmen und Ausgaben pro-
zyklisch beeinflussen und somit auf andere
Bereiche der Volkswirtschaft übertragen wer-
den. Ein großer Teil der Staatseinnahmen vie-
ler Entwicklungsländer stammt aus Import-
zöllen. Sofern Erlösausfälle nicht über Wäh-
rungsreserven oder andere Finanzierungs-
quellen kompensiert werden können, müssen
aus Devisenmangel Importe gedrosselt wer-
den. Damit versiegt aber ein Teil der staatli-

eben Einnahmequellen. Die Folge ist häufig,
daß auch die Staatsausgaben reduziert wer-
den müssen und somit der restriktive Effekt
des Exportsektors verstärkt wird.

3. Unternehmen, die bei ihrer Produktion
stark auf den Import von Vorprodukten oder
Rohstoffen (z. B. Energie) angewiesen sind,
müssen bei Importrestriktionen ihre Produk-
tion drosseln. Dadurch ergeben sich auch
Ausfälle bei Löhnen, Gehältern und Gewin-
nen.
4. Eine vorübergehende Reduktion der Staats-
ausgaben kann bei der Durchführung von
staatlichen Investitionsvorhaben zu kostspie-
ligen Verzögerungen und Ineffizienzen füh-
ren.
Instabilitäten im Exportsektor können somit
erheblich zu Planungsunsicherheiten im pri-
vaten und staatlichen Sektor beitragen und
bei Investoren pessimistische Wachstumsvor-
stellungen hervorrufen. Ob der Zusammen-
hang zwischen Erlösinstabilitäten und Wirt-
schaftswachstum allerdings tatsächlich so eng
ist, wie vielfach angenommen wird, ist empi-
risch bisher nicht eindeutig nachgewiesen.

VII.
Das Rohstoffproblem vieler Entwicklungslän-
der hat eine kurzfristige und eine langfristige
Komponente: Kurzfristig können Instabilitä-
ten relativ starke Auswirkungen auf das So-
zialprodukt und sein Wachstum haben. Lang-
fristig sind die Chancen, Exporterlöszu-
wächse und damit weitere Deviseneinnah-
men zu erwirtschaften, nicht so günstig, wie
es für nötig gehalten wird. Dadurch ist ein
Bedarf an wirtschaftspolitischen Maßnahmen
entstanden, der an der Ursache oder nur an
der Wirkung ansetzen kann.
Dauerhaft läßt sich das Rohstoffproblem nur
lösen, wenn die betroffenen Volkswirtschaf-
ten stärker diversifiziert werden. Die traditio-
nell einseitigen Produktionsstrukturen müs-
sen überwunden werden, der Primärsektor
sollte sein Übergewicht verlieren, der Indu-
striesektor an Bedeutung gewinnen. Dabei
spielt die Weiterverarbeitung inländischer
Rohstoffe eine zentrale Rolle, denn damit ver-
bessern sich auch die Chancen, den Export-
sektor auf eine breitere Produktpalette umzu-
stellen. Exporterlösschwankungen bei einzel-
nen Produkten werden dadurch an Bedeu-
tung verlieren; mit zusätzlichen Produkten

Wirtschaftspolitische Maßnahmen
können neue Märkte erschlossen werden.
Eine Voraussetzung für den Erfolg dieser Po-
litik ist allerdings, daß die Industrieländer als
wichtigste Handelspartner ihre Märkte offen-
halten. Auch unter günstigen Bedingungen
erfordert ein solcher Entwicklungsprozeß
aber einen längeren Zeitraum.
Kurzfristig läßt sich das Problem der Instabili-
tät vieler Rohstoffmärkte mit Hilfe von Aus-
gleichssystemen mildern. D. h., man läßt Ex-
portpreise und -mengen weiter fluktuieren,
leistet aber an die betroffenen Länder Trans-
ferzahlungen, wenn die Ausfuhrerlöse unver-
schuldet unter ein vereinbartes Niveau sin-
ken. Gegenwärtig wird ein solches System
weltweit im Rahmen des IWF praktiziert.

Eine weitere Möglichkeit besteht darin, Roh-
stoffabkommen zwischen Erzeuger- und Ver-
braucherländern mit dem Ziel abzuschließen,
Preise und/oder Mengen zu regulieren. Die
Erfahrungen mit solchen Abkommen waren
jedoch nicht sehr ermutigend.
Schließlich wurde von Vertretern der Ent-
wicklungsländer der Vorschlag gemacht, die
Weltwirtschaft völlig neu zu ordnen. Die be-



stehende Weltwirtschaftsordnung geht u. a.
davon aus, daß von einem möglichst freien
Welthandel mit Wettbewerb unter den An-
bietern alle beteiligten Länder unabhängig
von ihrem Entwicklungsniveau und ihrer
Handelsstruktur optimal profitieren. Viele
Entwicklungsländer sind jedoch davon über-
zeugt, daß sie aufgrund der Art ihrer Integra-
tion in die Weltwirtschaft systematisch be-
nachteiligt seien und die gegenwärtigen Spiel-
regeln eher die großen Industrieländer be-
günstigen. Da diese Länder ihrer moralischen
Pflicht, die Entwicklung der Armen finanziell
zu unterstützen, freiwillig bisher nicht ausrei-
chend nachgekommen seien, müsse die Welt-
wirtschaft von Grund auf reformiert werden.
Der Marktmechanismus soll weitgehend aus-

geschaltet, den Entwicklungsländern eine be-
vorzugte Stellung eingeräumt werden, damit
ihnen ein höherer Anteil am Welteinkommen
zufließt. Im Mittelpunkt dieser Reformvor-
schläge steht ein Rohstoffprogramm, das für
18 Rohstoffe eine Preisstabilisierung bzw.
-Stützung vorsieht, das aus einem überwie-
gend von Industrieländern gespeisten Fonds
finanziert werden soll. Dazu sollen Abnahme-
und Versorgungsansprüche, Weiterverarbei-
tungshilfen für Rohstoffe und ein Erlösstabili-
sierungssystem treten. Viele Länder stehen
diesen Vorschlägen jedoch skeptisch gegen-
über. Sie sind nicht davon überzeugt, daß sich
auf diesem Wege die Probleme der Entwick-
lungsländer dauerhaft und zufriedenstellend
lösen lassen3 ).8

VIII. Ein Lösungsansatz der EG: Der Vertrag von Lome

Bei der Lösung ihrer Entwicklungs- und Au-
ßenhandelsprobleme müssen die Entwick-
lungsländer im Rahmen der gegenwärtigen
Weltwirtschaftsordnung den entscheidenden
Beitrag selbst leisten9). Von außen lassen sich
diese Bemühungen lediglich in bescheidenen
Grenzen unterstützen. Die EG als wichtiger
Wirtschaftspartner vieler Entwicklungsländer
hat dazu eine eigenständige Politik entwik-
kelt. Kernpunkt dieser Politik ist gegenwärtig
ein Abkommen der EG mit ursprünglich 46
Entwicklungsländern aus dem afrikanischen,
karibischen und pazifischen Raum (AKP-Staa-
ten10)). Das Abkommen stellt eine Ablösung
der Verträge dar, die ehemalige Kolonien seit
der EWG-Gründung 1957 mit den EWG-
Gründerstaaten verbunden haben. Ausgangs-
punkt für den 1975 in Lom (Togo) erstmals
geschlossenen Vertrag mit einer Laufzeit von

10) Die Abkürzung ergibt sich aus den Anfangs-
buchstaben der drei Regionen.

fünf Jahren waren der Beitritt Großbritan-
niens zur EWG. Den ehemaligen britischen
Kolonien sollte ein Ersatz für die Vorteile ge-
boten werden, die ihnen bisher von Großbri-
tannien eingeräumt worden waren. Das Ab-
kommen war 1980 mit inzwischen 63 Staaten
um weitere fünf Jahre verlängert und modifi-
ziert worden. Gegenwärtig laufen Verhand-
lungen für eine weitere Verlängerung und für
Verbesserungen. Im folgenden sollen die zen-
tralen Elemente des 2. Abkommens darge-
stellt werden.

1. Kooperation im Bereich des Handels

Im Rahmen der Handelskooperation genie-
ßen die AKP-Staaten für etwa 99,5 Prozent
aller Produkte zollfreien Zugang zu den 
Märkten der EG. Dieser Vorzug wird einseitig
gewährt, d. h. die EG verzichtet auf ein ent-
sprechendes Entgegenkommen der AKP-
Staaten. Es wurde lediglich festgelegt, daß Ex-
porte aus EG-Staaten nicht schlechter behan-
delt werden dürfen als Exporte aus anderen
Ländern.

2. Stabilisierung des Exporterlöse
(STABEX)

Um einen Teil der Ausfuhrerlöse der AKP-
Staaten zu stabilisieren, verpflichtet sich die
EG zu Ausgleichszahlungen bei 44 ausge-
wählten Produkten. Die Gewährung von Aus-
gleichszahlungen wird jedoch davon abhängig
gemacht, in welcher Weise ein AKP-Staat auf



den Export eines Rohstoffes angewiesen ist.
Anspruch besteht,
— wenn eines oder mehrere dieser 44 Pro-
dukte mit wenigstens 6,5 Prozent zum Ge-
samtexporterlös des vorangegangenen Jahres
beigetragen haben (Abhängigkeitsschwelle).
Für die 46 AKP-Staaten, die am wenigsten
entwickelt sind oder durch ihre geographi-
sche Lage als besondes benachteiligt gelten
(Inseln oder Binnenländer), wird der Schwel-
lenwert auf 2 Prozent reduziert, und
— wenn der Exporterlös eines oder mehrerer
dieser Produkte in die EG-Länder um wenig-
stens 6,5 Prozent gegenüber dem Durch-
schnitt der vier vorangegangenen Jahre gefal-
len ist (Auslöseschwelle). Für die 46 Sonder-
fälle wird der Schwellenwert auf 2 Prozent re-
duziert.
Zahlungen an die 35 am wenigsten entwickel-
ten Länder sind Schenkungen, in allen ande-
ren Fällen wird die Ausgleichszahlung als
zinsloser Kredit gwährt, der innerhalb von
sieben Jahren zurückzuzahlen ist, wenn sich
die Erlössituation wieder gebessert hat. Die
Mittel für STABEX sind jedoch begrenzt. Für
die Zeit von 1980 bis 1985 stehen dafür 550
Mio. Europäische Rechnungseinheiten (ERE)
zur Verfügung11). *

11) Der

3. Mineralienfonds

Fünfzehn AKP-Staaten sind besonders auf
den Export von Mineralien angewiesen.
Mineralien sind aber mit einer Ausnahme aus
Kostengründen im STABEX-System nicht
enthalten. Um auch diese Länder gegen be-
sondere Risiken abzusichern, wurde für sie-
ben mineralische Stoffe ein besonderer Fonds
geschaffen12). Wenn aufgrund technischer
oder politischer Probleme langfristig rentabel

und gesund erscheinende Bergbauunterneh-
men in ihrer Lebensfähigkeit bedroht sind,
kann die EG aus diesem Fonds schnell wirk-
same, projektgebundene Hilfe leisten, wenn
die Abhängigkeitschwelle von 15 Prozent und
die Auslöseschwelle von 10 Prozent über-
schritten werden. Dabei geht es jedoch weni-
ger um eine Erlösstabilisierung als um eine
Verbesserung der Produktionskapazität. Für
die Zeit von 1980 bis 1985 wurden dafür 280
Mio. ERE reserviert.

4. Industrialisierung der AKP-Staaten

Die industrielle Kooperation mit den AKP-
Staaten geht von der Überlegung aus, daß ent-
scheidende Impulse für eine stärkere Indu-
strialisierung dieser Länder vom privaten
Sektor ausgehen. Die EG unterstützt deshalb
unternehmerisches Engagement in den AKP-
Staaten und versucht, über das Zentrum für
industrielle Entwicklung in Brüssel Investo-
ren aus der EG und den AKP-Staten zusam-
menzubringen und ihre Kooperation zu er-
leichtern, wenn bestimmte Voraussetzungen
erfüllt sind, insbesondere wenn es sich um
Bereiche handelt, denen die AKP-Staaten
selbst Priorität einräumen.

5. Finanzielle und technische Zusammen-
arbeit

Im Rahmen der finanziellen und technischen
Zusammenarbeit unterstützt die EG den Auf-
bau der Infrastruktur dieser Länder, um gün-
stigere Voraussetzungen für private Investo-
ren zu schaffen und beteiligt sich an Projek-
ten der sozialen Entwicklung und des ländli-
chen Raumes. Hierfür sind für die Laufzeit
des 2. Abkommens 5,6 Mrd. ECU — das ent-
spricht etwa 12,5 Mrd. DM — vorgesehen.

IX. Vorbildhaftes Abkommen, aber bescheidene Erfolge

Im Rahmen der EG-Konvention wurden fast
alle relevanten Bereiche der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit zwischen den beiden Län-
dergruppen vertraglich geregelt. Kurzfristige

Störungen, die sich bei der Ausfuhr einiger
wichtiger Rohstoffe unverschuldet ergeben
können, werden über ein Ausgleichssystem
mit nach Entwicklungsniveau differenzierten
großzügigen Regelungen teilweise aufgefan-
gen. Eine Stabilisierung oder Stützung der
Terms of Trade wird damit aber nicht ange-
strebt. Der langfristig vermeidbare Druck in
Richtung Strukturwandel wird somit nicht be-
hindert. Gleichzeitig wird durch den Einsatz
zusätzlicher Instrumente versucht, den zeit-



aufwendigen Diversifizierungs- und Indu-
strialisierungsprozeß zu unterstützen, indem
— der Aufbau der Infrastruktur — eine Vor-
aussetzung jeder erfolgreichen Industrialisie-
rungspolitik — mitfinanziert wird,
— technisches und organisatorisches Know-
how kostenlos transferiert wird,
— der freie Marktzugang zur EG einseitig ge-
währt und somit eine Politik der Exportdiver-
sifizierung begünstigt wird.

Die dabei eingesetzten Instrumente sind
mit den ordnungspolitischen Vorstellungen
marktwirtschaftlicher Industrieländer verein-
bar und kommen einigen wesentlichen Forde-
rungen der Entwicklungsländer weit entge-
gen. Damit wurde ein wichtiger Beitrag zur
Weiterentwicklung der Weltwirtschaftsord-
nung geleistet. Die bi- und multilaterale Pro-
jektpolitik wird durch ein umfassendes Bün-
del von Maßnahmen zur Überwindung der
wirtschaftlichen Unterentwicklung ergänzt.
Damit wird der Weg zu einem sich selbst tra-
genden Entwicklungsprozeß der AKP-Staaten
geebnet.
So positiv die Grundpfeiler und Prinzipien
des Abkommens auch beurteilt werden mö-
gen, so kann doch nicht übersehen werden,
daß die Ergebnise dieser Politik bisher nicht
sehr ermutigend waren und daß das System
nicht frei von einigen gravierenden Mängeln
ist.
Insgesamt befinden sich die AKP-Staten auf
einem relativ niedrigen Entwicklungs- und
Industrialisierungsniveau. Ihr Exportpotential
im Bereich der verarbeiteten Produkte ist ge-
ring, so daß sie aus der einseitigen Marktöff-
nung der EG bisher kaum Nutzen ziehen
konnten. Ihr Anteil an den EG-Einfuhren ist
trotz der Vorzugsbehandlung von 8 Prozent
1970 auf weniger als 6 Prozent zu Beginn der
achtziger Jahre gefallen. Dieser Teil des Ab-
kommens kann deshalb bestenfalls als ein
Angebot für eine noch ferne Zukunft gesehen
werden. In einer überschaubaren Zeitspanne
kann der Exportsektor dieser Staaten jeden-
falls die Rolle eines Motors der Entwicklung
sicher nicht übernehmen.

Außerdem sind die finanziellen Mittel, die für
die AKP-Staaten bereitgestellt werden, äu-
ßerst bescheiden; sie betragen nicht mehr als
3 Prozent des Exportwertes dieser Staaten.
Noch weniger befriedigend war, daß die für
STABEX reservierten Gelder seit 1980 nicht
mehr ausgereicht haben, alle Transferansprü-
che zu befriedigen. Die Leistungen mußten im

Durchschnitt auf weniger als 50 Prozent ge-
kürzt werden. Dazu kommt, daß das STABEX-
System Willkürelemente enthält. Ausgleichs-
zahlungen werden zinslos oder als Geschenk
gewährt, d. h. sie enthalten ein sehr hohes
Element an Entwicklungshilfe (Zuschußele-
ment)12®). Diese Entwicklungshilfe wird nicht
nach Bedürftigkeit, sondern nach der Höhe
der Erlösausfälle vergeben. Aufgrund der Pro-
duktauswahl und der Regeln für Ausgleichs-
zahlungen profitieren die einzelnen AKP-
Staaten davon ganz unterschiedlich. Einige
Länder erhalten eine fast vollständige Kom-
pensation ihrer Erlösausfälle, andere qualifi-
zieren sich für keines ihrer Exportproduk-
te )13 .
Auch die industrielle Kooperation ist bisher
hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Das
Abkommen räumt den privatwirtschaftlichen
Aktivitäten und vor allem Direktinvestitio-
nen und Joint Ventures hohe Bedeutung bei.
Die engen Märkte der AKP-Staaten mit ihrer
sehr begrenzten Kaufkraft, ungünstigen Pro-
duktionsbedingungen und den politischen Ri-
siken waren allerdings für Investoren aus EG-
Ländern trotz der Förderung wenig attraktiv
und konzentrierten sich zudem auf wenige
Länder. Investitionen fanden dabei weiterhin
bevorzugt im Bereich der Rohstoffgewinnung
statt, dem Sektor der verarbeitenden Indu-



strien wurde dagegen wenig Interesse entge-
gengebracht. Ein wesentlicher Beitrag zu ei-
nem beschleunigten Strukturwandel der
AKP-Staaten konnte deshalb nicht geleistet
werden.
Die Vertragspartner sind sich der Schwierig-
keiten und Probleme bewußt. Im neuen Ab-
kommen wollen die EG-Vertreter deshalb —
weniger ambitiös als bisher — einen zusätzli-
chen Schwerpunkt der Zusammenarbeit in
der Förderung der ländlichen Entwicklung
und der Verbesserung der Ernährungssitua-
tion in den AKP-Staaten setzen. Angesichts
der eigenen Haushaltssituation wollen sie die
finanziellen Mittel konstant halten, aber die
Qualität und Wirksamkeit der Zusammenar-
beit nachhaltig steigern. Zu diesem Zweck

soll in Zukunft ein Politik-Dialog stattfinden.
Wesentliches Ziel dieses Dialogs soll sein,
mit den Partnerländern über angemessene Ei-
genanstrengungen Einvernehmen herzustel-
len und die Beiträge verschiedener Geber
besser zu koordinieren. Darin sehen jedoch
die Vertreter der AKP-Staaten eine unzuläs-
sige Einmischung in die eigene Souveränität.
Sie glauben, bessere Ergebnisse in erster Li-
nie über eine wesentliche Aufstockung der
finanziellen Mittel erreichen zu können. Eine
Verbesserung ihrer Ernährungssituation wol-
len sie durch zusätzliche Abgaben von EG-
Agrarüberschüssen zu Sonderkonditionen
herbeiführen. Kompromisse für das neue Ab-
kommen sind gegenwärtig noch nicht erkenn-
bar.



Hans-Günther Assel

Entwicklungspolitik als Aufgabe politischer Bildung

Reflexionen über Perspektiven, Theorien und Strategien

Vorbemerkung

Politische Bildung dient der Aufgabe, Heraus-
forderungen und existenzbedrohende Gefah-
ren nicht nur in der eigenen Gesellschaft,
sondern auch in der internationalen Politik zu
erkennen und im Bewußtsein der Bürger zu
verankern. Gerade heute ist es nötig, grundle-
gende, uns alle berührende Probleme zu ana-
lysieren und neue Ideen und Initiativen für
ihre Lösung zu erörtern. Ein Ziel politischer
Bildung ist es, dem Bürger auch Politikfelder
zu erschließen, die nicht unmittelbar in sei-
nem Erfahrungshorizont liegen, deren Pro-
zesse und Strukturen ein Umdenken und un-
vermeidbare Veränderungen erfordern, wenn
der allgemeine und soziale Frieden in der
Welt bewahrt werden soll. Das setzt die Ver-
mittlung zahlreicher Fakten voraus, welche
die Konflikte und Ungleichgewichte darstel-
len, die den Frieden bedrohen und den sozia-
len Ausgleich gefährden. Nur der wissende
und orientierte Bürger kann sich für problem-
lösende Veränderungen engagieren und eine
praktische Politik unterstützen, die Wege für
gangbare Lösungen aufzeigt.

Entwicklungspolitik hat als neueres Aufga-
benfeld ihre Bewährungsprobe im Nord-Süd-
Verhältnis noch zu bestehen. „Zivilisiertes
überleben" wird es in der zukünftigen Welt
nur dann geben, wenn die Probleme unter
Kontrolle bleiben, das heißt angemessene
Antworten zu finden, die nicht mehr bilateral,
sondern durch weltweite Kooperation zu lö-
sen sind. Das Nord-Süd-Problem erfordert tat-
kräftige Hilfe zur Selbsthilfe. Die Erfahrung
der „globalen Interdependenz“ verbietet es,
eine Politik des einseitigen Vorteils und des
kurzsichtigen Egoismus zu betreiben. Ent-
wicklungspolitik verlangt heute die Lernfä-
higkeit der ganzen Gesellschaft und den Ein-
satzwillen der jungen Generation, um man-
gelndes Wissen und Gleichgültigkeit mit dem
Lebensschicksal der Unterentwickelten durch
politischen Einsatz zu überwinden und un-
würdige Lebensumstände zu beseitigen. Die
Veränderung der Nord-Süd-Beziehungen ist
eine Hauptaufgabe der heutigen Politik, die 
den gleichen Stellenwert zu beanspruchen
hat wie die Vermeidung des Wettrüstens im
Interesse des Weltfriedens.

I. Über die Bewegung der Blockfreien

Nach dem Zweiten Weltkrieg überschattete
der Ost-West-Gegensatz die internationale
Politik; denn der machtpolitische und ideolo-
gische Zwiespalt prägte das politische Den-
ken in den feindlichen Blocksystemen. Gegen
die Tendenz einer „Verzweiheitlichung“ der
Welt setzten sich bald jene Länder zur Wehr,
die nicht bereit waren, sich dem westlichen
oder dem östlichen Lager einzuordnen. Die
Anfänge dieser Politik gehen auf den „Colom-
bo-Plan“ zurück, auf den sich die Außenmini-
ster der Commonwealth-Staaten im Januar
1950 einigten. Ziel des Colombo-Planes, der
im Juli 1951 in Kraft trat, war es, die wirt-
schaftliche und technische Entwicklung in
Südostasien zu fördern. Die Regierungschefs

der jungen Staaten (so Indien, Indonesien
u. a.) erhoben ihre kritische Stimme gegen
den bestehenden Kolonial-Status, den sie als
Verletzung grundlegender Menschenrechte
und als Bedrohung des Weltfriedens bezeich-
neten1)- Diese Staatengruppe regte eine Soli-
daritätskonferenz an, um Fragen der Zusam-
menarbeit zu klären und Probleme der natio-
nalen Souveränität, der Rassenfrage und des
Kolonialismus zu diskutieren. Ihre Aktivitä-
ten führten im Jahre 1954 zur Einberufung
der Konferenz von Bandung auf Java in Indo-
nesien.



In Bandung trafen sich 23 asiatische und
sechs afrikanische Staaten, die bereit waren,
eine eigenständige Rolle in der Weltpolitik zu
spielen und eine „Philosophie" der Blockfrei-
heit nach den von Indien vertretenen fünf
Prinzipien zu entwickeln:
1. Gegenseitige Achtung von Integrität und

Unabhängigkeit,
2. Verzicht auf alle Aggressionsakte,
3. Nichteinmischung in innere Angelegen-

heiten,
4. Gleichberechtigung und Streben nach ge-

meinsamen Vorteilen,
5. Regelung aller Streitfragen mit friedlichen

Mitteln.
Die Teilnehmer verstanden sich als Solidari-
täts- und Protestbewegung, die den Koloni-
alismus, Imperialismus und Rassismus verur-
teilte und sich für die Unabhängigkeit unter-
drückter Länder engagierte. Ihre Ziele richte-
ten sich auf ökonomische Reform und auf
eine Veränderung des Weltwirtschaftssy-
stems. Die politische und organisatorische
Führung fiel einem Triumvirat zu, welches
Nehru, Nasser und Tito mit ihren Ländern
Indien, Ägypten und Jugoslawien bildeten.
Die Anwesenheit der Volksrepublik China,
vertreten durch Tschou En-lai, verlieh der
Konferenz ein besonderes Gewicht.
Ermutigt durch die erfolgreiche Bandung-
Konferenz riefen ihre Wortführer auf der
Adria-Insel Brioni die „Dritte-Welt-Bewegung"
ins Leben und verurteilten zugleich die Mili-
tärallianzen mit den antagonistischen Macht-
blöcken. Durch den Zustrom der jungen Staa-
ten erlebte die Bewegung der Blockfreien in
der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre einen
beachtlichen Aufstieg2). Die neue Staaten-
gruppe war sich ihrer militärischen Schwä-
che, ihrer politischen Instabilität und ihrer
ökonomischen Unterentwicklung bewußt und
bemühte sich daher verstärkt um mehr Ein-
fluß und um die Durchsetzung ihrer Interes-
sen. Das Konzept der Blockfreiheit, welches
man nicht mit „Neutralität" gleichsetzen kann,
schloß dabei die Parteinahme für die eine
oder andere Seite grundsätzlich nicht aus.
Eine passive und indifferente Haltung wollte
man durch eine aktive und dynamische Ein-
stellung und durch eine kritische Beurteilung
der Politik der gegnerischen Blöcke vermei-
den. Eine statische Politik, welche sich auf

„Äquidistanz" einstellte, widersprach diesem
Konzept, denn die eigene Kritik richtete sich
gegen die amerikanische Eindämmungs- und
Bündnispolitik, die unter der Ägide von John
Foster Dulles jeden Neutralismus als amora-
lisch verurteilte. Die neue Bewegung verfügte
über keinen kodifizierten Vertragstext, auch
nicht über eine Gründungscharta, d. h., man
verstand sie als lockeres Zweckbündnis, wel-
ches einen flexiblen Charakter besaß 3).
Als Zielvorstellung strebte man die größt-
mögliche politische und wirtschaftliche Unab-
hängigkeit, die Festigung der eigenen politi-
schen Souveränität und die Schaffung eines
neuen Systems internationaler Beziehungen
an, welche die Grundsätze friedlicher Koexi-
stenz beachtete. Man forderte die Auflösung
der Militärblöcke, die Aufnahme von Abrü-
stungsgesprächen, die friedliche Regelung der
Konflikte und die Errichtung von „Zonen des
Friedens“. Ihr Widerstand richtete sich gegen
alle Formen der Unterdrückung, Fremdherr-
schaft und Fremdbestimmung (ob imperiali-
stisch, rassistisch, hegemonistisch etc.), um
die eigene nationale Unabhängigkeit zu stär-
ken. Als Schwerpunkte verfolgte man die so-
ziale und wirtschaftliche Entwicklung (Min-
derung des Entwicklungsgefälles) und die De-
mokratisierung der internationalen Beziehun-
gen (verstärkte Partizipation der unterreprä-
sentierten Länder).
Bereits anläßlich der Vollversammlung der
UNO 1960 starteten die Blockfreien ihre erste
Friedensinitiative, indem sie Eisenhower und
Chruschtschow aufforderten, eine konstruk-
tive Politik zu betreiben. Auf ihrer ersten offi-
ziellen Konferenz in Belgrad, im September
1961, bezeichneten sie sodann die Friedens-
frage als gleichrangig mit den Entwicklungs-
problemen. Auf Grund der Befürchtung, in die
Gegensätze der antagonistischen Blöcke mit
hineingezogen zu werden, legten sie den Ak-
zent in den sechziger Jahren besonders auf
die sicherheitspolitischen Probleme. Die Inte-
grationsabsichten der Blockfreien wurde
durch die fortschreitende Entkolonialisie-
rungsbewegung verstärkt, denn es gelang ih-
nen, die jungen Staaten in ihre Front einzu-
gliedern4). Nicht zuletzt der Ost-West-Kon-
flikt trug dazu bei, diese Non-Alignment-
Front zu vergrößern. Mit 47 Delegationen



zeigte die Konferenz der Blockfreien in Kairo
1964 eine ansteigende Tendenz. Ihre Option
für politische und wirtschaftliche Unabhän-
gigkeit und ein neues System internationaler
Beziehungen gab der Bewegung raschen Auf-
trieb5). Zugleich stärkte die Erkenntnis, von
den Industrieländern abhängig zu sein, den
Willen, ökonomische Forderungen gemein-
sam zu vertreten. Auf diese Weise entwik-
kelte sich eine breite „Dritte-Welt-Front", die
in den siebziger Jahren — im Zeichen der
Entspannung — in eine mehr ökonomische
und entwicklungspolitische Etappe überging.
Die politische Unabhängigkeit blockfreier
Staaten machte mit der inneren Konsolidie-
rung Fortschritte, so daß man nun die ökono-
mische Unabhängigkeit als Forderung in den
Vordergrund rückte6).
Die gemäßigteren Mitglieder (Indien, Ceylon,
Kenia, Nigeria) sorgten dafür, daß man in
Kairo (1964) und auch in Lusaka (1970) die Fol-
gen des Kalten Krieges, die Abrüstungsfrage
und die Stärkung der Vereinten Nationen be-
handelte, während die radikaleren Mitglieder
(Ägypten, Ghana, Algerien, Kuba etc.) dazu
drängten, vor allem ökonomische Probleme
zu erörtern, um antikoloniale Positionen
durchzusetzen. Schon in Kairo und auf der
von der UNO 1964 gegründeten UNCTAD-
Konferenz in Genf7) wurde die Forderung
nach grundlegender Umgestaltung der Welt-
wirtschaft diskutiert. Sie wurde besonders
von der aktiven „Gruppe 77" mit der Erklä-
rung vertreten, „eine neue internationale Ar-
beitsteilung, die auf die beschleunigte Indu-
strialisierung der Entwicklungsländer gerich-
tet ist", zu empfehlen. Die Gruppe ging davon
aus, daß „der Beginn eines neuen Zeitab-
schnitts in der Entwicklung“ beginne und daß
Zusammenarbeit das entscheidende Instru-
ment sei, um „die Teilung der Welt in Gebiete
des Reichtums und in Gebiete unerträglicher

Armut zu beenden. Diese Aufgabe ist die
größte Herausforderung unserer Zeit“8).
Während die ersten Konferenzen der
UNCTAD noch wenig Beachtung fanden, stie-
ßen sie mit Beginn der siebziger Jahre auf
weltweites Interesse. Dies zeigte sich auf der
Konferenz in Santiago de Chile 1972, als sich
die Gruppe der 25 „least developed countries“
(LLDC) formierte und sich damit eine Zer-
splitterung unter den Blockfreien andeutete.
Auf Grund der Erdölpreiserhöhung kam es
zur Teilung der Blockfreien in eine Dritte und
Vierte Welt; man bildete die Gruppe der
„most seriously affected countries" (MSAC),
die unter der Preiserhöhung besonders litt.
Die Aufteilung in fortgeschrittene Entwick-
lungsländer (Schwellenländer, wie z. B. Brasi-
lien, Süd-Korea etc.) und in benachteiligte
und hilfsbedürftige Länder (vor allem afrika-
nische Staaten, Madagaskar, Haiti, Süd-Viet-
nam etc.) deckte die großen Unterschiede im
Rahmen der „Dritten-Welt-Bewegung“ auf9).
Die westlichen Länder verfolgten die Ent-
wicklungspolitik der Blockfreien mit kriti-
scher Distanz. Sie fragten sich, ob eine Inte-
gration der Entwicklungsländer in das markt-
wirtschaftliche Weltwirtschaftssystem deren
Probleme lösen könne. Eine Bilanz der zehn-
jährigen Nord-Süd-Beziehungen am Anfang
der siebziger Jahre verdeutlichte in der Tat,
daß die Forderung nach einer „Neuen Welt-
wirtschaftsordnung“ mit Nachdruck zu stellen
war, denn „in der Gesamtbilanz (blieb) die Ent-
wicklungshilfe der Industrieländer allzusehr
in deren politische und wirtschaftliche Inter-
essenlage eingebunden. Die westlich-kapita-
listische .Hilfe' war überwiegend auf die welt-
wirtschaftliche Nutzbarmachung der Ent-
wicklungsländer für die Industrieländer ange-
legt, nicht jedoch auf eine positive Verände-
rung der für die Entwicklungsländer ungün-
stigen weltwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen..., die auf Grund ihrer ungleichen
Nutzenverteilung die sozio-ökonomische
Kluft zwischen Industrieländern und Ent-
wicklungsländern ständig vergrößerte." )10

Die bittere Enttäuschung, die sich- über die 
Resultate der ersten Dekade eigener und
fremder Entwicklungsanstrengungen einstell-



te, richtete sich gegen das Konzept „Aufholen
durch Weltmarktintegration". Neben dem Be-
mühen der UNO hatten die .Allianz für den
Fortschritt" und EG-Assoziierungsabkommen
große Hoffnungen ausgelöst. Als Ergänzung
zur politischen forderte man jetzt die ökono-
mische Unabhängigkeit. Die Misere, die im
Rückgang des Anteils am Welthandel, in der
Vergrößerung der Kluft des Pro-Kopf-Ein-
kommen und im steigenden Problemdruck
auf die Führungseliten ihren Ausdruck fand,
kreidete man allgemein den westlichen Ent-
wicklungsmodellen an. So entstand eine ent-
wicklungstheoretische Debatte, welche sich
auf strukturelle Ursachen und Mechanismen
des bestehenden Weltwirtschaftssystems kon-
zentrierte.
1973 erhoben die Blockfreien in Algier ihre
Stimme und — durch die OPEC-Aktion in der
Ölkrise ermutigt — suchten eine enge Zu-
sammenarbeit mit der „Gruppe 77", um ein
kompaktes Forderungs- und Aktionspro-
gramm zu formulieren, welches im Kern auf
ein „Postulat einer .Neuen Weltwirtschafts-
ordnung' gegenüber den (westlich-kapitalisti-
schen) Industrieländern und auf das Postulat
einer kollektiven Eigenständigkeit (Self-Reli-
ance) der Dritten Welt hinauslief"11). Der Vor-
wurf lautete, die eingetretene Entspannungs-
politik zwischen Ost und West habe sich für
die Blockfreien keineswegs positiv ausge-
wirkt Strittige Themen von Algier waren die
Fragen, ob politisch-ökonomische Probleme
Ausdruck des Nord-Süd-Konfliktes seien und
ob der westliche Imperialismus ebenso wie
der sowjetische Sozialimperialismus anzukla-
gen sei. Sollte man das sozialistische Lager
mit in die Front der Blockfreien und damit
gegen die kapitalistischen Industrienationen
einbeziehen? Fidel Castro machte sich zum
Sprecher der These, daß der westliche Impe-
rialismus unter Führung der USA allein für
die Misere der Entwicklungsländer verant-
wortlich sei. Er bezeichnete die Sowjetunion
als den natürlichen Verbündeten der Block-
freien und würdigte das sozialistische Lager
als hilfsbereiten Partner. Dieser Auffassung
widersprachen die Chinesen als Vertreter ei-
ner Drei-Welten-Theorie. Sie forderten die
Zweite Welt, die hochindustrialisierten Staa-
ten, auf, mit der Dritten Welt, den Entwick-
lungsländern, gegen die Supermächte, welche
die Erste Welt repräsentierten, zu kämpfen.
Die Sowjets hielten dagegen an ihrer Zwei-
Welten-Theorie fest, welche den Antagonis-

11) Vgl. H. Wassmund (Anm. 1), S. 157—160.

mus zwischen Sozialismus und Imperialismus
hervorhob.
Auf der Gipfelkonferenz in Colombo 1976 fan-
den die Vertreter der Castro-These keine
Mehrheit. Viele Vertreter der Blockfreien for-
derten allerdings die westlichen Industrielän-
der wegen ihrer mangelnden Zugeständnisse
auf, den Widerstand gegen die „Neue Welt-
wirtschaftsordnung" einzustellen. Initiativen
und Angebote, Konzessionen und Aktionen
mit dem Ziel der Überwindung der „Unterent-
wicklung" erwarteten sie vom Westen allein.
Keine.Gipfelkonferenz hatte bisher die öko-
nomischen Probleme so stark in den Vorder-
grund gerückt wie Colombo. Zählte man zu
den 85 Delegationen die „Beobachter“ und
„Gäste" dazu, so zeigte sich, daß der größte
Teil der Länder der Dritten Welt hinter den
Blockfreien stand. Diese Entwicklung machte
sie zu einem beachtlichen Faktor in der Welt-
politik.

Der Antikolonialismus hatte Erfolge erzielt,
weil die Kolonialmächte bereit waren, ihre
Kolonien in die Unabhängigkeit zu entlassen.
Im Ost-West-Konflikt trug die Bewegung der
Blockfreien mit zur Entkrampfung der Span-
nungen bei und förderte polyzentristische
und multipolare Tendenzen. Im Bereich des
Nord-Süd-Konfliktes blieb jedoch das Pro-
blem der „Unterentwicklung“ ungelöst; des-
halb drängte man im Rahmen des Nord-Süd-
Dialogs auf eine Reform des Weltwirtschafts-
systems. Die starke Heterogenität der Mit-
glieder und ihre wachsende Zahl führte auch
in den Süd-Süd-Beziehungen zu Spannungen
und Divergenzen und offenbarte unterschied-
liche Interessen. Kriegerische Konflikte bra-
chen aus (z. B. Vietnam/Kambodscha, Soma-
lia/Äthiopien und Iran/Irak), welche die Su-
permächte in dem neu belebten Ost-West-
Gegensatz zum Eingreifen verleiten konnten,
und einige Mitgliedstaaten ergriffen offen
Partei für eine Allianz mit der Sowjetunion.
Beim 6. Gipfeltreffen in Havanna im Septem-
ber 1979 nutzte Kuba als gastgebendes Land
die Chance, die These über die Alleinverant-
wortung kapitalistischer Industrieländer neu
zu beleben und sich für enge Bindungen an
das sozialistische Lager auszusprechen. Tito
als Wortführer der Gemäßigten hingegen, der
für die Wahrung einer neutralen Position ein-
trat und zu beiden Blöcken die gleiche Di-
stanz empfahl, widersetzte sich dem proso-
wjetischen Kurs Castros. Der Dissens zwi-
schen den Radikalen und Gemäßigten blieb
nicht verborgen, doch versuchte man, Kom-
promißformeln zu finden, um den offenen



Bruch zu vermeiden, was schließlich durch
die Aktivierung einer mittleren Gruppierung
zwischen Radikalen und Gemäßigten, die eine
ausbalancierende Haltung vertrat, gelang.
Diese Balance wird auch in Zukunft nötig

sein, wenn man eigene Ziele gemeinsam ver-
wirklichen will, denn die Entwicklungshilfe-
politik ist mit den beginnenden achtziger Jah-
ren in eine schwierige Phase eingetreten ).12

II. Entwicklungspolitik in der Sicht theoretischer Konzepte

Neben der Außen- und Gesellschaftspolitik
ist die Entwicklungspolitik heute zu einem
eigenständigen Bereich der Gesamtpolitik in
den Industrieländern geworden, so daß man
von ihr Lösungsvorschläge für den sozialen
Ausgleich erwartet, um den Teufelskreis der
Armut in der Welt zu durchbrechen. Seit der
Ölkrise 1973/74 hat die Einsicht bei den west-
lichen Industrienationen zugenommen, daß
man Stabilität und ökonomische Sicherheit
nur mit einer Politik geplanter Veränderung
erreichen kann. Der Begriff „Entwicklungs-
land" erweist sich dabei zunehmend als defi-
nitionsbedürftig, da die UNO und der Ent-
wicklungshilfeausschuß der OECD eine un-
terschiedliche Einstufung vornehmen, obwohl
sie ähnliche Kriterien, wie z. B. das Pro-Kopf-
Einkommen der Bevölkerung, verwenden. Die
UNO erstellte zwei Listen für die ärmsten
Länder der Welt: die LLDC- und die MSAC-
Liste. Für die LLCD-Liste entwickelte sie drei
Kriterien:
1. Das Brutto-Inlands-Produkt (BIP)
2. den Anteil der industriellen Produktion

am BIP und
3. die Alphabetisierungsquote )13

Für die politische Bildung spielt der Begriff
„Unterentwicklung" eine besondere Rolle,
weil wesentliche Merkmale dieses Begriffes
nach Transparenz verlangen. Der Indikator
„Unterentwicklung" spiegelt insgesamt nur
die ökonomische Gesamtsituation wider und
blendet wesentliche Aspekte wie die Einkom-
mensverteilung im Lande, die wachsende so-

ziale Kluft infolge einer dualistischen Wirt-
schaftsstruktur (großer landwirtschaftlicher
und kleiner dynamischer Industriesektor),
ferner die hohe Arbeitslosen- und Analphabe-
tenquote, die nur wenig qualifizierten Ar-
beitskräfte und den Kapitalmangel aus. Auch
die geringe Investitionsrate und die hohe
Verschuldung, nicht genügend entwickelte
Export-Kulturen (bei zu wenigen Produkten)
und das schnelle Bevölkerungswachstum sind
zu beachten. Neben diesen Faktoren spielt
die Orientierung der Bürger der Entwick-
lungsländer auf ihre Primärgruppen hin eine
große Rolle, weil diese zu verminderter Loya-
lität für den Staat führen kann, so daß auch im
politischen und sozialen Bereich Krisensitua-
tionen auftreten, wenn staatliche Autorität
nicht anerkannt wird bzw. sich nicht durchzu-
setzen vermag142 ).
Diese Aspekte und Kriterien werden von den
Entwicklungstheorien unterschiedlich ge-
wichtet, weil man — auf Grund der entwick-
lungstheoretischen Einstellung — entweder
exogene oder endogene Ursachen der Unter-
entwicklung hervorhebt. Bisher ist es nicht
gelungen, eine integrale Theorie zu entwer-
fen, welche die Ursachen für Unterentwick-
lung erklärt und zugleich Entwicklungsstrate-
gien vermittelt. Die vorhandenen Theorie-
ansätze stehen sich konträr gegenüber, weil
sie unterschiedliche Faktorengruppen be-
rücksichtigen. Als Beispiele dafür kann man
die marxistisch-sozialistische ünd die liberal-
marktwirtschaftliche Schule anführen, welche
entweder exogene oder endogene Faktoren
betonen ).15

Marxistisch-orientierte Entwicklungstheore-
tiker stützen sich auf die Annahme, daß Ar-
mut und Verelehdung die Folge von Ausbeu-
tung durch kapitalistische Länder ist. So b,e-
nötigt nach der Imperialismustheorie der ex-
pansive Kapitalismus die Uberseegebiete zur
Kapitalanlage. Der tendenzielle Fall der Pro-



fitrate zwingt nach Lenin dazu, gewinnbrin-
gende Investitionen vorzunehmen. Ausbeu-
tung hat demzufolge immer ein doppeltes Ge-
sicht: Man zieht hohe Gewinne sowohl aus
Direktinvestitionen als auch aus billigen Ar-
beitskräften und Rohstoffen. Die Probleme
der Entrechteten soll der propagierte interna-
tionale Klassenkampf einer Lösung zuführen.
Rosa Luxemburg beispielsweise sah den ur-
sächlichen Faktor der Unterentwicklung im
Export von Arbeitslosigkeit durch die Indu-
strieländer. Die Überproduktion zwinge die
Kapitalisten dazu, sich neue Absatzmärkte im
Interesse hoher Beschäftigungsgrade in Eu-
ropa und in den USA zu sichern.
Im Gegensatz zur Sowjetideologie Stalins,
welche die Weltrevolution unter Führung der
Sowjetunion anstrebt, spricht die chinesische
Revolutionstheorie vor allem die Massen der
Bauern und Entrechteten in den Entwick-
lungsländern an. Sie setzt der bekannten so-
wjetischen Zwei-Welten-Lehre eine Drei-
Welten-Theorie entgegen. Diese ruft die „Dör-
fer“ in der Welt (die Entwicklungsländer) auf,
gegen die ausbeuterischen „Städte" (die Indu-
striestaaten und städtischen Zentren in der
Dritten Welt) zu kämpfen, um sie revolutionär
zu besiegen. Chinas Weg zum Sozialismus be-
ruht auf dem Vertrauen in die eigene Kraft,
denn man will die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung unabhängig vom Auslandskapi-
tal vorantreiben. Besonderen Wert hat die
Volksrepublik auf eine gleichgerichtete Ent-
faltung von Landwirtschaft sowie landwirt-
schaftsorientierter Industrie und den moder-
nen Industriesektor gelegt. Im Gegensatz zur
Sowjetunion treten die Chinesen für eine „De-
zentralisierung" als Strukturprinzip ein. Sie
selbst verstehen sich als Wortführer der Drit-
ten Welt.
Moderne marxistische Imperialismustheo-
rien, z. B. die lateinamerikanische Dependenz-
theorie, thematisieren die strukturelle Ab-
hängigkeit von den Metropolen und verwei-
sen auf Dominanz-Dependenz-Verhältnisse
zwischen kapitalistischen Staaten und unter-
entwickelten Ländern ). Abhängigkeitsstruk16 -
turen und die asymmetrische Arbeitsteilung
werden mit dem Zentrum-Peripherie-Modell
erklärt ). Soziale Ungleichgewichte deutet
man mit dem Theorem des ungleichen Tau-
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sches, weil nur scheinbar ein Tausch von
Äquivalenten erfolgt. Das Theorem differen-
tieller spin-off-Effekte wird als Folge histo-
risch bedingter internationaler Arbeitsteilung
interpretiert. Eine strukturelle Vorteilsposi-
tion entsteht dadurch, daß die Industrienatio-
nen „verarbeitete Produkte gegen nicht-verar-
beitete Erzeugnisse der Dritten Welt tau-
schen. Die infrastrukturellen Voraussetzun-
gen für die Produktion ... klaffen hier derart
weit auseinander, daß als Resultat... schließ-
lich zwei verschiedenartige Gesellschaftsty-
pen, die über das Weltwirtschaftssystem mit-
einander verklammert sind, sich gegenüber-
stehen: Metropolen ... und Peripherien ...“ ).
Es gilt demnach eine Strategie zu entwickeln,
welche den Süden aus dem
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„Netz der struktu-
rellen Gewalt" befreit und inegalitäre Interde-
pendenzen aufhebt19). Nach Ansicht von
Senghaas ist Unterentwicklung nicht als „Vor-
stadium“ oder „Zwischenstadium" auf dem
Wege zur Verwirklichung der westlich-kapi-
talistischen Gesellschaftsformation zu be-
trachten, sondern als „Folge und Ausfluß des
sich in den Metropolen entfaltenden Kapital-
ismus“20). Diese Integration fördert keine
Autonomie und eigenständige Entwicklung,
bringt kein Selbstbewußtsein hervor, sondern
verursacht innere Deformation und Wider-
sprüchlichkeit. Sie ist als Resultat einer Pe-
netration von außen her zu bezeichnen. Seng-
haas folgt in dieser Argumentation marxi-
stisch orientierten Vertretern der Entwick-
lungsländer, welche vorwiegend exogene
Faktoren für Unterentwicklung und Abhän-
gigkeit verantwortlich machen.
Der von Senghaas skizzierte theoretische An-
satz rückt den Begriff .Abhängigkeit“ in den
Mittelpunkt, um die Interdependenz zweier
staatlicher oder gesellschaftlicher Akteure
durch spezifische Merkmale, wie z. B. die
asymmetrische Ausgangslage oder die
asymmetrisch strukturierte Interaktion, zu
charakterisieren21). Die Kritik richtet sich ge-



gen die ungleichen pay-offs, die nur eine Seite
bevorzugen, und gegen ungleiche Entwick-
lungschancen für privilegierte topdogs und
unterentwickelte underdogs. Schon Johan
Galtung fragte sich, wie man den Süden „aus 
dem Netz der strukturellen Gewalt“ befreien
könne, vor allem „wenn diese Form der Aus-
beutung in Zusammenarbeit von Ost und
West vollzogen wird, wie z. B. in einer großen
Anzahl von überregionalen Organisatio-
nen"22). Das Problem der Asymmetrie belastet
nach dieser Auffassung die Beziehungen der
Akteure und wird zur Quelle des Unfriedens
und der Konflikte, weil der Stärkere die grö-
ßeren Vorteile aus seinem Übergewicht zie-
hen kann. Die Frage, mit welcher Strategie
man Ungleichgewichte nivelliert, um eine an-
nähernd egalitäre Interdependenzbasis zu
schaffen, verlangt nach einer Antwort.
Die Dependenztheorie stellt die dominie-
rende Rolle der topdogs in der Weltwirtschaft
heraus, weil es ihnen gelang, einseitig verti-
kale Arbeitsteilungsstrukturen aufzubauen.
Der Verdacht, daß die Industrieländer mit
den Unterentwickelten stets zu ihrem Vorteil
kooperieren, ist nicht unbegründet, denn Ka-
pitalexport erfolgt in der Tat vielfach unter
dem Gesichtspunkt, billige Arbeitskräfte zu
gewinnen, sich vorteilhafte Produktionsver-
hältnisse und die nötigen Rohstoffe zu si-
chern.
Da die großen Gesellschaften (die Multis) oft
als Kreditgeber für nationale Akteure auftre-
ten, können sie Bedingungen stellen, welche
eine fortschrittliche Sozialpolitik behindern.
Wirtschaftspolitik, die sich als Friedensin-
strument versteht, gerät jedoch in ein zwie-
spältiges Licht, wenn sie allein vom Gewinn-
streben diktiert wird. Deshalb vor allem wer-
den die Profitinteressen von den Imperialis-
mustheorien hart angeklagt23). Sie kritisieren
eine enge Kooperation mit der Elite der Un-
terentwickelten, welche das ungleiche
Tauschverhältnis unterstützen, so daß vorteil-
hafte Veränderungen nicht eintreten, da der

notwendige Strukturwandel blockiert wird.
Solange es nicht gelingt, neue Modelle für
wechselseitige Beziehungen zu entwerfen
und durchzusetzen, solange bleiben weltpoli-
tische und soziale Abhängigkeiten erhalten.
Die Aufgabe besteht darin, ein Beziehungs-
muster zu entwickeln, welches mehr Symme-
trie verfolgt. Hierfür hat es eine Reihe von
Anregungen gegeben, die man in den siebzi-
ger Jahren diskutierte ).24

Um „strukturelle Gewalt" und Abhängigkeit
zu vermindern, legte Dieter Senghaas eine
Strategie der „Dissoziation" vor, die sich ge-
gen eine durch „negative“ Kovarianz“ gekenn-
zeichnete Interdependenz richtete und für
mehr soziale Gerechtigkeit eintrat25). Peri-
pherien, die sich vom Weltmarkt abkoppeln,
besitzen danach die Chance, eigene Ressour-
cen zur Befriedigung der Bedürfnisse zu ent-
wickeln, denn Dissoziation bedeutet, daß man
sich der bestehenden Weltwirtschaftsord-
nung entzieht und eine eigenständige Ent-
wicklung einleitet, welche den Aufbau einer
eigenen Investitions- und Konsumgüterin-
dustrie ermöglicht. Die Entfaltung von Eigen-
ständigkeit richtet sich gegen die „Grund-
struktur des divide et impera“, weil diese
Grundstruktur die politische Herrschaft stabi-
lisiert. Senghaas verurteilt den Aufbau loka-
ler Brückenköpfe, die stellvertretend die
Funktion des Zentrums übernehmen und mit
dieser Rolle zur Aufrechterhaltung des Status
quo in den Peripherien beitragen26).
Senghaas kritisiert Strategien, die von der
„Teufelskreis-Erklärung" ausgehen, die besagt,
daß geringe Kapitalbildung, niedrige Pro-
Kopf-Produktion, niedriges Lebensniveau etc.
Faktoren sind, welche den Regelkreis der Ar-
mut in Gang setzen27). Zwar erzeugt der Peri-
pherie-Kapitalismus auch Wachstum, dieses
bleibt aber ohne ausreichende soziale Ent-

2)5 Vgl. D. Senghaas, Weltwirtschaftsordnung und
Entwicklungspolitik. Plädoyer für Dissoziation,
Frankfurt 1977.
26) Vgl. dazu D. Senghaas, Strukturelle Abhängig-
keit und Unterentwicklung, in: Politische Bildung,
(1978) 1, S. 27 ff., bes. S. 33ff„ mit dem Hinweis, daß
„Unterentwicklung selbst ein Ergebnis von histori-
schen Prozessen ist und also nicht der Ausdruck
von gewissermaßen natürlichen Gegebenheiten so-
genannter traditioneller Gesellschaften".
2) Vgl. H. Niesmann (Anm. 14), S. 101 ff.



Wicklungseffekte. Aus diesem Sachverhalt
zieht Senghaas seine Schlußfolgerungen und
fordert:
1. Herauslösung aus dem Weltwirtschaftssy-
stem, um ein neues Verhältnis mit den Metro-
polen aufzubauen.
2. Aufbau eines eigenen Produktionspoten-
tials: Herstellung einfacher Güter für den
Massenkonsum und Revolutionierung des
landwirtschaftlichen Sektors.
3. Aufbau regionaler, d. h. übergreifender so-
zioökonomischer Infrastrukturen, damit
Großraumplanung für die Dritte Welt mög-
lich wird.
Ein detailliertes Modell mit konkreten Ein-
zelschritten wird allerdings auch von Seng-
haas nicht entworfen. Da realistische Ver-
wirklichungsvorstellungen fehlen, müßte die
Kritik an diesem Punkte einsetzen.
Liberale Theoretiker argumentieren im Sinne
der „Teufelskreis-Erklärung", die nach Auffas-
sung ihrer Kritiker nicht die Ursachen auf-
deckt28). Liberale führen „Unterentwicklung"
auf endogene Ursachen zurück, die sie aus
der traditionellen Gesellschaftsform heraus
mit dem Mangel an sozialer und regionaler
Mobilität sowie mit dem Mangel an Dynamik
und Erfolgsmotivation erklären. Gesellschaft-
liche Statik und hierarchische Strukturen, ge-
stützt von Stammesloyalität und religiösen
Vorstellungen, verhindern danach notwen-
dige Veränderungsprozesse und neue Verhal-
tensweisen, ohne die sich Strukturschwächen
und Organisationsmängel nicht beseitigen
lassen. Nach Ansicht der Liberalen soll „Un-
terentwicklung“ durch forciertes Wirtschafts-
wachstum auf dem Wege der Kapitalhilfe
überwunden werden. Dieses Modell der ,Auf-
holstrategien" setzt die Veränderung der
Menschen und der sozio-kulturellen Bedin-
gungen voraus, weil sich „sozialer Wandel"
erst dann vollziehen läßt29). Wie Erfahrungen
der sechziger und siebziger Jahre zeigten, ha-
ben sich die Aufholstrategien“ nicht überzeu-
gend bewährt, so daß auch sie der Kritik be-
dürfen 30).
Senghaas stellt daher die Frage: Gibt es eine
entwicklungspolitische Alternative für die

Dritte Welt31)? Als Alternative zu den Auf-
holstrategien fordert er die Abkoppelung
(Dissoziation) vom Weltmarkt und befürwor-
tet die Entfaltung des Binnenmarktes der Ent-
wicklungsländer, weil ihre Eingliederung in
eine asymmetrisch strukturierte internatio-
nale Wirtschaft die Problematik der Ökono-
mien der Dritten Welt erst erzeugt32). Aus
der Analyse leitet er drei entwicklungspoliti-
sche Imperative ab: Erstens den Imperativ der
Dissoziation, zweitens den Imperativ der in-
neren Umstrukturierung und drittens den Im-
perativ der neuen Arbeitsteilung zwischen
den Ökonomien der Dritten Welt. Senghaas
plädiert für eine autozentrierte Entwicklung,
um Ressourcen im Eigenbereich zu entfalten
und den Weg von einfachen zu komplizierten
Strukturen beschreiten zu können. Sein Ent-
wicklungskonzept wird von dem Gedanken
beherrscht, die Wirtschaftskraft der Unterent-
wickelten durch Mobilisierung eigener Res-
sourcen zu stärken und mit einer export-
orientierten Ökonomie zu brechen33). Er tritt
daher für neue Formen der Arbeitsteilung
ein, will das „kollektive Selbstvertrauen" stär-
ken und betont, daß bei dem ökonomischen
und technologischen Experimentieren nicht
geringe Lernkoste i entstehen, hofft aber, daß
langfristig eine erhöhte Selbständigkeit ein-
treten werde, die eine lebensfähige Wirt-
schaftsstruktur begünstigen könne, um den
Aufbau von unten her mit der Befriedigung
der Grundbedürfnisse der Massen zu verfol-
gen ).34 In der Tat ist die Entwicklung der Fä-
higkeit zur Selbststeuerung und Selbstkon-
trolle ein zukunftsorientierter Gedanke, der
aber Lernfähigkeit und mehr Autonomie vor-
aussetzt.
In diesem Zusammenhang sind für den politi-
schen Bildner auch endogene Faktoren zu
thematisieren, d. h. es ist der Frage nachzuge-
hen, ob die Ursache der Unterentwicklung
vorwiegend in internen Tatbeständen zu se-
hen ist. Richard F. Behrendt beispielsweise
geht bei der Formulierung seiner diesbezügli-
chen These von Karl Marx aus, der die große
Expansion der Lebensverhältnisse als das
Werk der „westlichen Bourgeoisie“ bezeichne-
te35). Behrendt bestreitet, daß die Unterent-



Wicklung die Folge des Kapitalismus sei und
bemerkt: „Der Kapitalismus ist die erste Wirt-
schaftsordnung, die Wege aus dem für fast
alle Menschen in allen Zeiten und Kulturen
bezeichnenden Urelend, aus hoffnungsloser,
als schicksalhaft betrachteter Armut, Unwis-
senheit, Ohnmacht gegenüber Oberen ... be-
schritten hat“36). Daß man Entwicklung for-
dern und fördern kann, ist danach „ein Ergeb-
nis des Kapitalismus und der dynamischen
Kultur, an deren Herausbildung er entschei-
dend mitgewirkt hat". Neben Unterdrückung
und Ausbeutung habe der kapitalistische Im-
perialismus auch lebensbereichernde Mög-
lichkeiten angeboten, auch wenn sie nicht be-
wußt, sondern aus der dynamischen Betäti-
gung heraus erfolgten; die westliche Bour-
geoisie spielte eine über ihren Raum hinaus-
wirkende produktive Rolle. „Ob dieses Ange-
bot von Möglichkeiten der sozioökonomi-
schen Entwicklung angenommen, ob und wie
weit und mit welchen Auswirkungen diese
Möglichkeiten verwirklicht worden sind —
das hing entscheidend von den internen Um-
ständen in den abhängig gewordenen Gesell-
schaften ab .... Im Zusammenhang mit der
Frage, ob sich in einer autochthonen, traditio-
nellen Kultur- und Gesellschaftsordnung je-
nes Wandlungspotential für Dynamisierung
und Mobilisierung bilden kann, verweist Beh-
rendt auf Japan, das die ausbeuterischen Ein-
wirkungen des westlichen Kapitalismus ab-
wehrte, aber sehr rasch viele Elemente der
modernen Technik initiativ übernahm, um
selbst eine imperialistische Rolle gegenüber
den asiatischen Nachbarn zu spielen und da-
bei führende Industriemacht zu werden.
„China hingegen mußte erst", so Behrendt,
„durch einen langen Prozeß der Auflösung
seiner politischen und gesellschaftlichen
Struktur unter westlichen Einflüssen, der Ge-
fährdung durch europäischen und japani-
schen Imperialismus gehen, bis es den An-
schluß an die Dynamik auf dem .zweiten
Weg’, also dem des Staatssozialismus fand“37).
Die je spezifischen Verhaltensweisen hingen
danach vom Ausmaß der „dynamischen

38) Vgl. U. Andersen (Anm. 36), S. 41, mit dem Hin-
weis, daß Behrendt im Gegensatz zu den Spätmar-
xisten die These vertrat, daß die lateinamerikani-
sche Wirtschaft im Weltmarkt abhängig blieb, weil
„ihre einheimischen Kapitalbesitzer nicht Kapita-
listen waren", d. h. ihre Kapitalien nicht in „produk-
tiven Neuerungen" investierten.
39) Vgl. D. Grosser (Anm. 30), S. 9 ff., mit dem Hin-
weis auf Bauers Schrift .Auslandshilfe: Ein Instru-
ment für den Fortschritt?, in: Ordo, 18 (1967),
S. 178 f.; vgl. auch U. Andersen (Anm. 36), S. 103.
40) Vgl. ebd., S. 10.37) Vgl. R. F. Behrendt (Anm. 36).

Orientierung" der Imperialmächte ab. Spanien
und Portugal förderten eben nicht wie Groß-
britannien, Frankreich und die Niederlande
den „kapitalistischen Geist“, weil sie „noch
weitgehend feudale oder höchstens merkanti-
listische Ordnungen" repräsentierten; sie ge-
rieten vielmehr in wirtschaftliche Abhängig-
keit der dynamisch orientierten Länder38).
Für Behrendt liegen daher die entscheiden-
den Ursachen der Unterentwicklung im
„Mangel an dynamischen Impulsen".
Peter T. Bauer, ein Kritiker der praktizierten
Entwicklungshilfe, geht von einer anderen
Argumentation aus. Danach mußten die Ent-
wickelten auch als Unterentwickelte begin-
nen und ohne fremde Hilfe ihren Entwick-
lungsprozeß organisieren. Wichtige Antriebs-
kräfte hängen demnach nicht zuletzt von der
politischen Kultur ab, von spezifischen Wert-
vorstellungen und Verhaltensweisen. Ent-
wicklungspolitik läßt sich, so Bauer, zwar mit
Investitionen fördern, aber mit ihnen kann
man weder Leistungsbereitschaft noch ratio-
nales Wirtschaften, auch nicht eine „sich
selbst tragende Entwicklung" vermitteln.
Bauer will auf die Gefahr hinweisen, daß mit
Entwicklungshilfe eine „Frührentner-Mentali-
tät“ unterstützt wird39). Der Übergang von ei-
ner statischen zu einer sich selbst tragenden
Gesellschaft setzt nach seiner Ansicht be-
stimmte Lernprozesse voraus, da ökonomi-
sches Wachstum von individueller Leistung
und entsprechender Organisationsfähigkeit
abhängt.
Insgesamt erscheint jeder dieser Theoriean-
sätze kritikwürdig, ergeben sich bei allen Pro-
bleme, so daß man Dieter Grossers These zu-
stimmen kann: „Durch Dissoziation der Ent-
wicklungsländer von den Wachstumsgesell-
schaften wird er (der Prozeß) wahrscheinlich
ebensowenig beschleunigt wie durch die
Überforderung der Übergangsgesellschaften,
wie sie sich als Folge der Anwendung Bauer-
scher Thesen ergeben könnten."40) Weil die
gezeigten Ansätze jeweils Vor- und Nachteile
nur wenig reflektieren, scheint es notwendig,
beide Positionen zu einer Synthese zu verbin-



den. Die alte Schlüsselfrage: „Gewinnen oder
verlieren die Entwicklungsländer durch die
Koexistenz mit entwickelten Ländern" ist
demnach dürch eine andere zu ersetzen: „Wie
können sie selektive Politiken verfolgen, die
es ihnen erlauben, sich die positiven Kräfte
zunutze zu machen, ohne sich gleichzeitig
Schädigungen durch die verderblichen Kräfte
auszusetzen?41)

4) Vgl. U. Andersen, S. 128, mit dem Hinweis, daß
die richtige Lösung der Probleme weder in völliger
Isolierung noch in totaler Integration besteht.
42) Vgl. ebd., S. 102, der verschiedene Gründe für
die Hilfe: militärisch-politische und ökonomische
Interessen, besondere Beziehungen zu den ehema-
ligen Kolonien und moralische Erwägungen an-
führt.

43) Vgl. den Pearson Report Partners in Develop-
ment, New York-Washington-London 1969. Vgl.
dazu R. Schloz, Deutsche Entwicklungspolitik,
München 1979, S. 125 f.
44) Vgl. K. Lefringhausen/F. Merz, Das zweite Ent-
wicklungsjahrzehnt 1970—1980, Wuppertal 1970,
S. 9, mit dem Hinweis, daß man den Entwicklungs-
ländern in der 1. Dekade Millionen an Hilfe ge-
währte, während sie gleichzeitig Milliarden durch
die Bedingungen des Welthandels verlieren.

Das Plädoyer für eine „selektive" Politik bein-
haltet, daß die Entwicklungsländer darüber
selbst entscheiden, welche Waren und Tech-
nologien sie einführen und welche multina-
tionalen Unternehmen sie zulassen. Weil Ent-
wicklungspolitik der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit von Geber- und Nehmerland
bedarf, ist im Unterricht sodann die Frage
nach der jeweiligen Praxis zu stellen. Ange-
sichts der Konkurrenzsituation, in der sich
kapitalistische und sozialistische Industrie-
staaten befinden, treten politische Motive in
den Vordergrund42), die anhand der bundes-
republikanischen Entwicklungspolitik, die
lange Zeit mit der „Hallstein-Doktrin" gekop-
pelt war, oder anhand der Tendenz der So-
wjetunion, ihre Hilfspolitik an die Ideologie
zu binden, verdeutlicht werden können. Die
Frage, wie man Entwicklungshilfe zum Instru-
ment des Friedens machen kann, findet eine

positive Antwort in der Forderung nach einer
„konstruktiven" Entspannungspolitik. Eine ko-
ordinierte Entspannungs- und Entwicklungs-
politik könnte den „Brückenschlag" zwischen
statischer und revolutionärer Politik ermögli-
chen und einen „gewaltfreien Systemwandel"
fördern. Das Profitstreben des ökonomisch
Stärkeren auf Kosten des Schwächeren ist da-
bei ebenso zu kritisieren wie jene Tendenz,
Wirtschaftshilfe als Mittel ideologischer In-
doktrinierung einzusetzen. In beiden Fällen
verfolgt man spezifische Eigeninteressen.
Wechselseitiger Nutzen auf der Grundlage
von Gleichberechtigung und positive Interde-
pendenzen entstehen nicht durch das Diktat
des Stärkeren, sondern verlangen eine prakti-
sche Aufgabenbewältigung. Politik, die das
Prinzip der Gegenseitigkeit mißachtet, nimmt
Zuflucht zur Gewalt und gefährdet im fort-
schreitenden Atomzeitalter die Überlebensfä-
higkeit aller Völker. Friedens- und Sicher-
heitspolitik sind daher auch notwendige
Grundlagen für eine Entwicklungspolitik, die
sich als konstruktive Infrastrukturpolitik ver-
steht, um ein sich „selbst tragendes Wachs-
tum" — durch Kapitalhilfe und Ausbildungs-
hilfe — zu erreichen, über die Beseitigung
von Weltarmut und Unterentwicklung sind
Wege für einen möglichen Konsens aufzuzei-
gen.

III. Zum Problem einer „Neuen Weltwirtschaftsordnung“

Seit dem Aufkommen der Friedens- und Kon-
fliktforschung erhielten entwicklungspoliti-
sche Fragen unter dem Aspekt des Nord-Süd-
Konfliktes besondere Resonanz. Wie darge-
legt, gehen die Auffassungen über die Ursa-
chen der Unterentwicklung in der Wissen-
schaft weit auseinander, doch haben wissen-
schaftliche Kontroversen das Verdienst, die
Bewußtseinsbildung durch Argument und Ge-
genargument anzuregen und Fehlbeurteilun-
gen transparent zu machen; neue Erkennt-
nisse setzen sich in Handlungsimpulse um. So
beauftragten die Vereinten Nationen Ende
der sechziger Jahre Fachleute von Rang,
Empfehlungen für die Entwicklungspolitik

auszuarbeiten43); die UNO erklärte das neue
Jahrzehnt zur „Zweiten Entwicklungsdeka-
de"44). Pearson Report und Dekadenplanung
zielten schon damals auf eine „zukunftsorien-
tierte" Entwicklungspolitik, die mit der Be-
standsaufnahme neue Ziele anstrebte. Fort-
schritte erhoffte man sich insbesondere von
der „grünen Revolution“, die, so der Report, in
Indien, Pakistan und Ceylon beachtliche Stei-
gerungsraten erreichte. Der anspruchsvolle
Aufgabenkatalog verlangte eine dynamische
Mitarbeit und setzte sich für eine Expansion
des Welthandels bei Berücksichtigung stabili-
sierter Erlöse für die Entwicklungsländer ein.



Verbesserte Partnerschaft, Anreize zu Priva-
tinvestitionen und Erhöhung des Volumens
der Entwicklungshilfe bis zum „Ein-Prozent-
Ziel" standen im Mittelpunkt des von Lester
Pearson verfaßten Berichtes. Nach den bitte-
ren Erfahrungen mit der ersten Entwick-
lungsdekade vertrat man den Gedanken, daß
Welthandel und Entwicklungshilfe zusam-
mengehörten 45). Die Entwicklungsländer
sollte man „so rasch wie möglich" in die Lage
versetzen, „ihre Hoffnungen und wirtschaftli-
chen Fortschritt auch ohne ausländische Hil-
fe" zu verwirklichen 46). Der Schwerpunkt die-
ses Programms lag auf Wachstum; man hoffte
6 % BSP-Wachstum für die Mehrzahl der un-
terentwickelten Länder zu erreichen, wobei
als Voraussetzung galt, daß die Industrielän-
der die Hilfeleistungen auf 0,7 % des Brutto-
sozialproduktes erhöhten. Der Bericht gab
darüber hinaus Anstöße für weitere Planun-
gen45).
Schon in den sechziger Jahren förderte die
EG die Zusammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern. Die Erkenntnis gegenseitiger
Abhängigkeit veranlaßte sie 1963, mit afrika-
nischen Staaten ein Assoziierungsabkommen
(mit einer Laufzeit von fünf Jahren) abzu-
schließen. Dieser als „Jaunde I" bezeichnete
Vertrag schuf zwischen der Gemeinschaft
und den beteiligten Ländern Freihandelszo-
nen (mit Aufhebung der Zölle und mit verein-
barter finanzieller und technischer Hilfe). Die
Hilfe wurde aus dem Europäischen Entwick-
lungsfonds (EEF) gewährt. Durch den Ab-
schluß von Jaunde II“ im Juli 1969 wurde
diese Politik fortgesetzt.
1971 ergriff die Bundesrepublik Deutschland
die Initiative für eine entwicklungspolitische
Konzeption. Mit dem Bekenntnis zu weltwei-
ter Partnerschaft formulierte sie ein Pro-
gramm mit sechs Schwerpunkten:
1. Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und der

Unterbeschäftigung,
2. Aufbau eines arbeits- und umweltorien-

tierten Bildungssystem,
3. Strukturverbesserung in ländlichen Regio-

nen,
4. Ausweitung und Diversifizierung des ge-

werblichen Sektors,

5. Stärkung der Planungs- und Organisa-
tionsfähigkeit der Entwicklungsländer,

6. unmittelbare Hilfe zur Verbesserung der
Lebensbedingungen ).48

Dieses Programm, welches vielseitige Zustim-
mung fand, zielte nicht mehr allein auf Einzel-
projekte, sondern auf kombinierte Hilfsmaß-
nahmen, welche das vielkritisierte „Gießkan-
nenprinzip" ersetzen sollten. Handlungs-
grundsätze waren die Konzentration der Mit-
tel und die flexible Gestaltung der Maßnah-
men. Aber auch diese Konzeption enthielt
Schwächen. Es ging dabei im wesentlichen
darum, die Eigeninitiative der Regierungen
und der gesellschaftlichen Kräfte zu ermuti-
gen, ihre Probleme selbständig zu bewältigen.
Sehr bald zeigte sich aber, daß nur wenige
Länder bereit sind, Maßnahmen gegen die Be-
völkerungsexplosion und gegen das eigene
Wohlstandsgefälle, gegen Korruption und
Mißwirtschaft sowie gegen die Vergeudung
knapper Ressourcen zu ergreifen.
Neben Versäumnissen der inneren Reformpo-
litik der Entwicklungsländer hat die welt-
weite Verschlechterung der Rahmenbedin-
gungen durch die Ölkrisen die Unzufrieden-
heit bei den Betroffenen gesteigert. Di inter-
nationale Arbeitsteilung verlangt nach neuen
Kooperationsformen, vor allem bei ökonomi-
schen Krisenlagen. Im Zeichen dieser Her-
ausforderung setzt die Europäische Gemein-
schaft ihre Entwicklungspolitik fort, welche
zu einem beachtenswerten Modell multilate-
raler Zusammenarbeit ausgebaut wurde. So
sind beispielsweise seit dem EG-Beitritt
Großbritanniens die Beziehungen zu den asia-
tischen Ländern verbessert worden49). Im Fe-
bruar 1975 unterzeichnete die EG das Lom-
Abkommen mit Staaten Afrikas, der Kari46 -
bik und des pazifischen Raumes. Im Bereich
der regionalen Entwicklungspolitik kamen in
der Folgezeit weitere Vereinbarungen mit
den Mittelmeerländern: den Maghreb- (Alge-
rien, Marokko und Tunesien) und den Masch-
rik-Staaten (Ägypten, Jordanien, Syrien und
Libanon) 1976/77 sowie mit Israel zustande,
wobei neben dem regionalen Bereich auch
die weltweite Entwicklungspolitik der EG
eine bedeutende Rolle spielte. Wie ihre Ana-
lyse zeigt, bildete sich in den siebziger Jahren



ein gewisses Ungleichgewicht zwischen asso-
ziierten und nicht-assoziierten Entwicklungs-
ländern heraus. Motivation für die Lom-Poli-
tik war die Erkenntnis wechselseitiger Ab-
hängigkeit. Dabei stand die Sicherung der
Rohstoffe und der Absatzmärkte für die EG
an erster Stelle, während die Partnerstaaten
Finanzhilfe und technische Hilfe erwarteten.
Der Beweis für die erfolgreiche „Lom-Politik"
wurde mit dem Abschluß von Lom II er-
bracht. Lom II trat mit Beginn des Jahres
1981 in Kraft, wobei die zehn EG-Staaten und
63 Entwicklungsländer bis zum Februar 1985
für Waren aus den AKP-Staaten „den freien
Zugang (ohne mengenmäßige Beschränkun-
gen oder Maßnahmen gleicher Wirkung) bei
Zollfreiheit" auf den Markt der Gemeinschaft
festlegten. Dabei setzte man vier wichtige
entwicklungspolitische Instrumente ein:
1. Die handelspolitische Zusammenarbeit er-

möglicht es den AKP-Staaten, ca. 95% ih-
rer Agrarexporte ohne Zölle und Kontin-
gentierung in die EG einzuführen.

2. Das STABEX-System stabilisiert die Aus-
fuhrerlöse der AKP-Staaten (ein Kern-
stück der Lom6-Politik).

3. Die finanzielle und technische Koopera-
tion gleicht strukturelle Ungleichgewichte
in den Volkswirtschaften der AKP-Staaten
aus.

4. Die industrielle Zusammenarbeit entwik-
kelt und diversifiziert die Industriekapazi-
tät.

Daß solche Instrumente von Zeit zu Zeit kri-
tisch zu überprüfen sind, bedarf keines Hin-
weises50), doch ließen sich die Schwierigkei-
ten, die sich bei solchen Verträgen stets erge-
ben, bisher befriedigend lösen.

Bei den Verhandlungen um Lom II am Ende
der siebziger Jahre stießen die Bemühungen,
eine Menschenrechtsklausel zu verankern,
bei den AKP-Staaten auf Widerstand, weil
man dies als Einmischung in innere Angele-
genheiten deutete. Die AKP-Staaten weiger-
ten sich, in Handelsverträge moralische und
ethische Grundwerte aufzunehmen. Für Men-
schen, die hungern, so ihre Argumentation,
stelle sich die Frage der Menschenrechte an-
ders dar als für Menschen in westlichen Län-
dern. Zugleich verwiesen sie auf die von ih-
nen unterzeichnete Allgemeine Erklärung
der Menschenrechte der UNO von 1948.
Selbst dem „Grundbedürfniskonzept“ der Kir-
chen, welche das Hauptproblem der Entwick-
lungspolitik in der Befriedigung elementarer
Bedürfnisse sehen, begegnet man mit Distanz,

weil man darin „eine Ablenkung von der
Neuen Weltwirtschaftsordnung durch die In-
dustriestaaten" sieht, die „sich gegen eine Um-
verteilung und Machtverschiebung zwischen
Staaten wehren und statt dessen die innenpo-
litische Macht der Privilegierten durch
Orientierung auf die Grundbedürfnisse der
Ärmsten mit Forderungen nach Struktur- und
Bodenreform oder Partizipation unterminie-
ren"51). Die Kritik drückt das Verlangen aus,
die Strukturen der Beziehungen grundlegend
zu verändern und weniger Hilfe-Politik zu lei-
sten. In der UN-Menschenrechtskommission
in Genf sind Beratungen über ein „Menschen-
recht auf Entwicklung" im Gange. Auf der 7.
Sitzung dieser Kommission im November
1983 — ihr gehören 15 Regierungen an —
wurde die Aufgabe formuliert: „Fortsetzung
der Prüfung von Umfang und Inhalt des Rech-
tes auf Entwicklung und der effektivsten Me-
thoden, um die Verwirklichung der wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte
zu sichern..."52). Hier liegt die Vermutung
nahe, daß hinter der Intention, ein „Men-
schenrecht auf Entwicklung" zu kreieren, der
Wille zur Veränderung der Strukturen des
Weltwirtschaftssystems steht.
Diese Forderung der Entwicklungsländer
geht, wie eingangs gezeigt, auf die 1964 in
Genf gegründete „Gruppe der 77" zurück, die
den Gedanken einer veränderten internatio-
nalen Arbeitsteilung propagierte53). Die nach-
folgenden Konferenzen der UNCTAD und
der Blockfreien zielten auf eine Veränderung
des Wirtschafts-, Handels- und Finanzsystems
des Westens, wobei besonders Julius Nyere-
re, Staatspräsident von Tansania, die alte



Wirtschaftsordnung und die Preiskontrolle
der Industrieländer anklagte54).

5)5 Vgl. den Wortlaut dieser Dokumente bei U. An-
dersen (Anm. 36), S. 59ff. und S. 63 ff., auch das
Schaubild S. 55. Vgl. D. Nohlen (Hrsg.), Lexikon der
Dritten Welt, Hamburg 1984, S. 428—431.
56) Vgl. U. Andersen (Anm. 36), S. 64 f., Charta, Kapi-
tel I — Grundlagen der internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen.

57) Vgl. K. P. Sauvant, Die Forderungen der Ent-
wicklungsländer nach einer neuen Weltwirt-
schaftsordnung, in: Internationale Politik 1973—
1974, Jahrbuch der Deutschen Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik, München-Wien 1980, S. 120; vgl.
auch H. Wassmund (Anm. 1), S. 220.
58) Vgl. H. Wassmund (Anm. 1), S. 221; U. Andersen,
(Anm. 36), S. 75 f., besonders S. 79 ff. mit der Darstel-
lung der Ziele des Integrierten Rohstoffpro-
gramms.
59) Vgl. H. Wassmund (Anm. 1), S. 225; auch U. An-
dersen (Anm. 36), S. 96, mit dem Hinweis auf den
europäischen Agrarmarkt und die Erfahrung mit
Wirtschaftsbürokratien.

Das Übergewicht der Entwicklungsländer in
den Vereinten Nationen und ihr Wille, mas-
sive Forderungen zu stellen und vor der
Weltöffentlichkeit zu vertreten, kam beson-
ders in zwei Dokumenten zum Ausdruck: in
der „UN-Erklärung über die Errichtung einer
neuen internationalen Wirtschaftsordnung“
und der „UN-Charta über die Rechte und
Pflichten von Staaten"55). Besonders die
Charta trat mit Blick auf die grundlegenden
Ziele der UNO — Wahrung des Weltfriedens,
der internationalen Sicherheit, Entwicklung
freundlicher Beziehungen zwischen den Völ-
kern und Lösung internationaler Probleme im
wirtschaftlichen und sozialen Bereich — für
eine internationale Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Entwicklung ein. Sie vermittelte
als eine Art „Magna Charta" die grundlegende
Vorstellung und die Kriterien, welche eine
„gerechte und vernünftige Entwicklung aller
Teile der Welt“ fördern sollten. Von den 15
genannten Kriterien standen Souveränität,
territoriale Unversehrtheit, politische Unab-
hängigkeit, Gleichheit aller Staaten, Verzicht
auf Angriff und Intervention ebenso im Vor-
dergrund wie gegenseitiger und gerechter
Nutzen, friedliche Koexistenz, Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, aber
auch Verzicht auf jedes Streben nach Hege-
monie und Einflußsphären. Implizit enthiel-
ten diese Kriterien das Bekenntnis zu einem
weltpolitischen Pluralismus, der die Forde-
rung internationaler sozialer Gerechtigkeit
anstrebte ).56

Die Charta rückte die Kategorie „Unabhän-
gigkeit“ in den Vordergrund, weil nach der
politischen auch die ökonomische Abhängig-
keit durch die Veränderung der „terms of
trade“ abgebaut werden sollte. Im Jahr 1974
hofften die Verfechter der „Neuen Weltwirt-
schaftsordnung“ (NWWO) auf einen Durch-
bruch zur gerechteren Ordnung, auf die prak-
tische Umsetzung der NWWO. Das Schlüs-
selwort lieferte UNCTAD IV in Nairobi 1976
mit dem Begriff: „Integriertes Rohstoffpro-

gramm" (IRP). Wie Sauvant bemerkte, stellte
dies „einen umfassenden Versuch dar, ein ra-
tionales Management der Weltversorgung
mit Grundstoffen herbeizuführen, das zu-
gleich garantiert, daß die Kaufkraft der Ex-
porte der Dritten Welt erhalten oder erhöht
wird und das Einkommen aus dem Export von
Rohstoffen gegen Schwankungen abgesichert
wird"57). Zum zentralen Punkt der Auseinan-
dersetzung wurde der „Gemeinsame Fonds“
zur Finanzierung von Rohstoffausgleichsla-
gern, ferner die Errichtung von internationa-
len Ausgleichslagern für wichtige Rohstoffe,
sowie die Vereinbarungen über die Preise mit
ausgehandelten Schwankungsbreiten und die
Regelung des Angebots mit Exportquoten
und Produktionszielen 58).
Die marktwirtschaftlich orientierten Länder
USA, Japan, Großbritannien und die Bundes-
republik Deutschland verhielten sich kritisch.
Sie lehnten den „Gemeinsamen Fonds“ als di-
rigistisch ab, weil man mit ihm nach ihrer
Ansicht einen Mechanismus für zentrale Len-
kung schaffe. Eingriffe in das Preisgefüge und
vor allem die Indexierung, d. h. die Koppelung
der Rohstoffpreise an importierte Fertigwa-
ren, wurden von den meisten westlichen In-
dustrieländern abgelehnt. Da Dirigismus und
Planwirtschaft, welche garantierte Preise fi-
xieren, stets Anreize zur Überproduktion bie-
ten, d. h. „analog zu den „Butterbergen" der EG
„Rohstoffgebirge" der Entwicklungsländer“
entstünden59), würde, so die Kritiker, das inte-
grierte Rohstoffprogramm die Kluft zwischen
den rohstoffreichen und den rohstoffarmen
Ländern im Süden erweitern. In den westli-
chen Ländern stößt das Schreckgespenst
„Zwangswirtschaft" auf deutliche Ablehnung,
doch weiß man andererseits, wie Rudolf
Schloz formuliert, daß „Veränderungen am ge-
genwärtigen System notwendig sind und un-
verzüglich eingeleitet werden müssen“ und
daß „nicht wegen des Ob und Warum von
Veränderungen, sondern im Blick auf die
Richtung, die ein Veränderungsprozeß ein-



schlagen müsse, den Umfang der notwendi-
gen Reformen, die dabei einzusetzenden In-
strumente, die Zuständigkeiten bei der Ent-
wicklung und Durchsetzung entsprechender
Reformprogramme" ein Konsens zu suchen
sei60). Für die Entwicklungsländer aber steht
weiterhin die existentielle Frage im Vorder-
grund: Wie überwinden wir das Massenelend
in unseren Ländern? Die „Gruppe der 77“
möchte daher mit maximalen Forderungen
Druck auf den Westen ausüben. Ihre Pro-
grammpunkte sind: Lagerhaltung wichtiger
Rohstoffe, Solidaritätsprogramme (Lastenaus-
gleich), das .Ein-Prozent-Ziel, Umschuldung
und Schuldenerlaß, Bevorzugung der LLDC-
und der MSAC-Länder, intensivierter Tech-
nologietransfer und Link61)- Ob sich mit die-
sen Programmpunkten der geforderte Solida-
ritätsvertrag realisieren läßt, bleibt offen. Zur
Problemlösung gehört der politische Wille,
konkrete Strategien zu entwickeln. Mit über-
steigerten Erwartungen und mit massiven
Forderungen wird keine realistische Verän-
derungspolitik erreicht. Eine umfassende
Emanzipation auf kurz oder mittelfristige
Sicht ist kaum zu erwarten62).

6) Vgl. Fünfter Bericht (Anm. 63), S. 23 ff, mit dem
Hinweis auf den Cancun-Gipfel mit den Schwer-
punkten: Landwirtschaft, Energieprobleme der
achtziger Jahre sowie Rohstoff-, Handels- und In-
dustrialisierungsfragen.
66) Vgl. W. Brandt, Einleitung zum Bericht der
Nord-Süd-Kommission „Das Überleben sichern",
vgl. ders., Hilfe in der Weltkrise — ein Sofortpro-
gramm. Der 2. Bericht der Brandt-Kommission,
Hamburg 1983, S. 10 ff., mit dem Hinweis, daß der
Nord-Süd-Gipfel in Cancun von der Brandt-Kom-
mission angeregt wurde.
67) Vgl. Fünfter Bericht (Anm. 63), S. 31.
68) Vgl. F. Fischer (Anm. 64), S. 376, W. Brandt
(Anm. 67), S. 12.

Die seit zwei Dekaden geführte Diskussion
über eine NWWO und mehr praktische Zu-
sammenarbeit brachte bis heute gewisse Fort-
schritte, doch konnten die Vorstellungen der
Entwicklungsländer, die sich immer mehr dif-
ferenzieren, weil man Ölländer, Schwellen-
länder und wenig entwickelte Länder zu un-
terscheiden hat, bei weitem nicht verwirklicht
werden63). Nach der konfrontativen Phase der
siebziger Jahre beginnt sich der Nord-Süd-
Dialog neuerdings zu versachlichen64), setzen

6I) Mit Link wird eine Verknüpfung der Sonderzie-
hungsrechte des Internationalen Währungsfonds
mit der Finanzierung der Entwicklung gefordert.
ö) Vgl. V. Matthies (Anm. 2), S. 59.
M) Vgl. dazu: Fünfter Bericht der Entwicklungspoli-
tik der Bundesregierung, März 1983, S. 15 ff., mit
einer detaillierten Darstellung ihrer Probleme.
M) Vgl. über die Gründe einer Reform des Ver-
handlungsprozesses F. Fischer, Stillstand im Nord-
Süd-Dialog. Chancen einer Neubesinnung, in: Eu-
ropa Archiv, (1983) 12, S. 369—376, mit dem Hin-
weis, die Zeit der konzeptionellen Lähmung zu be-
enden. Dazu muß manches bisher Undenkbare ge-
dacht und verkrustete Meinungen überwunden
werden, vgl. S. 375.

sich die westlichen Industriestaaten für die
Verbesserung der Verhältnisse, für die zuneh-
mende Öffnung ihrer Märkte und die Förde-
rung privaten Kapitaltransfers ein. Die Haupt-
bühne dieses Dialogs ist das verzweigte Sy-
stem der UNO, vor allem die UNCTAD-Kon-
ferenzen, das GATT, der IWF (der Internatio-
nale Währungsfonds) und die Weltbank. Eine
Rolle spielen auch die westlichen Wirt-
schaftsgipfelkonferenzen oder wichtige Nord-
Süd-Gipfeltreffen (z. B. im Oktober 1981 in
Cancun)65).
Für die praktische Umsetzung im Rahmen der
politischen Bildung kann auf die Anregungen
der Brandt-Kommission66) und der amerikani-
schen Studie „Global 2000" verwiesen werden,
weil hier die Probleme in den vier Hauptbe-
reichen Bevölkerungswachstum, Ernährungs-
sicherung, Ressourcensicherung und Schutz
der natürlichen Umwelt verdeutlicht wer-
den67). Diese Zukunftsaufgaben erfordern ei-
nen langen Atem, weil Angleichung und Aus-
gleich zugleich notwendige Erziehungspro-
zesse erfordern, die kurzfristig nicht zu lei-
sten sind.
Den von den Entwicklungsländern vorgetra-
genen Forderungen nach einer Umgestaltung
der Weltwirtschaft wird man nur wirksam be-
gegnen können, wenn man überzeugende Lö-
sungsperspektiven mit in die Verhandlungen
einführt. Eine freiheitliche Veränderungspoli-
tik als Strategie bietet sich an durch den von
der Brandt-Kommission formulierten Gedan-
ken: „Nach unserer Überzeugung sind Wan-
del und Veränderung unvermeidlich. Die
Frage ist nur, ob wir sie aus freien Stücken
gestaltend herbeiführen oder ob sie uns auf-
gezwungen werden durch Umstände, über die
wir als internationale Staatengemeinschaft
kaum Kontrolle haben."68) Die Initiative zur
rechten Zeit zu ergreifen, ist der Inhalt dieser
Strategie.



IV. Plädoyer für globale Verantwortung
Seit dem Beginn der achtziger Jahre ist der
Nord-Süd-Dialog in den Hintergrund getre-
ten, weil die verschärfte Ost-West-Konfronta-
tion verstärkt die politischen Energien in An-
spruch nimmt; man hofft jedoch, in Kürze das
abgerissene Ost-West-Gespräch wieder in
Gang zu bringen. Ein neues Gipfeltreffen
könnte eine neue Entspannungsphase einlei-
ten und auch der Entwicklungspolitik gewisse
Impulse geben. In der Welt- und Entwick-
lungspolitik sind freiheitliche Veränderungen
nötig, um Frieden und Stabilität zu schaffen
und zu erhalten. Zu den notwendigen konkre-
ten Veränderungen gehört die Ankurbelung
des Wirtschaftswachstums in den Entwick-
lungsländern, weil man ohne solche Maßnah-
men die Weltwirtschaftskrise nicht löst, die
auch den Nord-Süd-Dialog belastet. Stabilität
in diesem Bereich der Politik verlangt zuver-
lässige Funktionsregeln und Verhaltenswei-
sen, die ein vertrauensvolles Miteinander er-
möglichen. Die enttäuschende Bilanz nach
zwei Entwicklungsdekaden vermittelt die
Einsicht, daß ein Globalkonzept für dieses
Problem noch nicht gefunden wurde, denn
der Westen und die Europäer können ohne
Beteiligung des Ostens und der reichen Ol-
länder die Ungleichgewichte der Welt nicht
beseitigen.
Mit dem Willen allein läßt sich die Welt von
1984 allerdings nicht verändern, weil dazu
realistische und konkrete Schritte gehören,
die auch eine Veränderung des Bewußtseins
der Beteiligten bewirken müssen. Das heißt:
religiöse, ideologische und rassische Vorur-
teile abzubauen und für die Beachtung der
Menschenrechte und für die Bereitschaft zu
Solidarität und Opfern einzutreten. Politi-
scher Wandel und Kontextänderung der Poli-

tik vollziehen sich erst mit neuen Erfahrun-
gen, die zu Einstellungskorrekturen führen
können. Verständnislosigkeit und Gleichgül-
tigkeit gegenüber den Problemen der Dritten
Welt werden Frieden, Gerechtigkeit und Soli-
darität gefährden692 ). Zeitgeschichte und poli-
tische Bildung haben diese Zusammenhänge
so darzustellen, daß eine Betroffenheit bei der
jungen Generation eintritt. Weltweite Exi-
stenz- und .Überlebensfragen verlangen da-
nach, daß man über nationale und europäi-
sche Grenzen hinaus für eine „globale Verant-
wortung" plädiert70).
Mit dieser Erkenntnis läßt sich in der jungen
Generation die Bereitschaft zum entwick-
lungspolitischen Dienst verstärken, um mit
weltoffener Perspektive für Frieden und Ge-
rechtigkeit zu wirken; denn Entwicklung vor
Ort heißt, sich an praktischen und konkreten
Aufgaben zu beteiligen. Eigene Fähigkeiten
und Initiativen sollen sich in der Zusammen-
arbeit mit der Jugend der Entwicklungsländer
bewähren, um der Eigenentwicklung und den 
einheimischen Anstrengungen Impulse zu ge-
ben. Die Jugend der Industriestaaten kann als
.Katalysator' die Dynamik erhöhen, damit not-
wendige Infrastrukturen zur Verbesserung
der Lebenschancen aufgebaut werden. Der
Lohn für den entwicklungspolitischen Ein-
satz, der von den westlichen Regierungen zu
fördern ist, besteht nicht zuletzt in der Erwei-
terung des eigenen Erfahrungshorizonts und
im Bewußtsein, einer kosmopolitischen Idee
gedient zu haben, die mit ihrer friedenspoliti-
schen und moralischen Zielsetzung sich für
weltweite Identität und Loyalität engagiert.
Diese im wahrsten Sinne „weltdemokratische“
Zielsetzung kann das Wohl der Beteiligten
und „globale Verantwortung" fördern.

7) Vgl. D. Nohlen (Hrsg.), (Anm. 55), S.219f., mit
dem Hinweis auf das Nord-Süd-Gefälle, aber auch
auf die Konfliktfelder in der Dritten Welt und die
Probleme, die durch die Grenzziehung der Kolo-
nialmächte entstanden sind, weil man Stämme mit
gemeinsamer Kultur und Sprache voneinander
trennte. .Alle diese Konfliktfelder haben ihre Ei-
gendynamik, die nur durch das umgreifende Motiv
des Weltfriedens zu stabilisieren ist."



Bernhard May: Die Entwicklungspolitik der Reagan-Administration
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/84, S. 3—16

Die Vereinigten Staaten sind der größte Entwicklungshilfe-Geberstaat. Jede Änderung
der amerikanischen Entwicklungspolitik führt deshalb zu spürbaren Auswirkungen bei
den Empfängerstaaten und zum Teil auch bei den anderen Geberstaaten. Die Reagan-
Administration trat im Januar 1981 ihr Amt an mit dem Vorsatz, eine neue Entwicklungs-
politik zu verfolgen. Dieser Beitrag geht auf die Vorstellungen der Reagan-Administration
von einer solchen neuen Entwicklungspolitik ein und analysiert dann die tatsächlich
durchgeführte Entwicklungspolitik, wobei Kontinuität und Wandel sowie wichtige Verän-
derungen gegenüber der Carter-Administration besonders beleuchtet werden.
Außerdem wird der entwicklungspolitische Entscheidungsprozeß im einzelnen unter-
sucht: es werden die Akteure in der Administration und im Kongreß benannt, ihre
Zuständigkeiten beschrieben und auf Konflikte zwischen ihnen eingegangen; die Frage
der öffentlichen Unterstützung wird im Zusammenhang mit dem Carlucci- und dem Kis-
singer-Bericht behandelt.
Schließlich werden die veränderte multilaterale Entwicklungspolitik und die europäische
Einflußnahme untersucht.

Alfred Kraft: Der Außenhandel der Entwicklungsländer. Darstellung,
Probleme und ein Lösungsansatz der EG
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/84, S. 17—31

Innerhalb der Gruppe der Entwicklungsländer zeichnet sich seit den siebziger Jahren
eine verstärkte Differenzierung ab. In einigen Ländern übernahm der Exportsektor auf-
grund einer geglückten Wirtschaftspolitik direkt, in einigen anderen Ländern aufgrund
besonders wertvoller Rohstoffvorkommen indirekt die Rolle eines Motors der Entwick-
lung. Staaten, deren Exportangebot weiterhin überwiegend aus Rohstoffen besteht, für die
die Märkte der Abnehmer schon weitgehend gesättigt sind, für die synthetische Substi-
tute entwickelt wurden bzw. mit denen die Verbraucher zunehmend sparsamer umgehen,
können von diesem Mechanismus jedoch nicht profitieren. Hinzu kamen angebotsbe-
dingte Faktoren: Ungeeignete wirtschaftspolitische Maßnahmen oder Versäumnisse in
den Ländern selbst trugen dazu bei, daß Exporterlöse nicht in dem Maße gesteigert wer-
den konnten, um damit eine erfolgreiche Umstrukturierung der Wirtschaft zu finan-
zieren.
Obwohl die Ausfuhrerfolge einiger Entwicklungsländer die Arbeitsmarktsituation in den
Industrieländern nicht wesentlich belastet haben, wurde von diesen im großen und gan-
zen an einer Zollstruktur festgehalten, die die Steigerung der Wertschöpfung in den Pro-
duzentenländern erschwert. Zum Teil wurden neue, nicht-tarifäre Hemmnisse eingeführt,
die vor allem die fortgeschrittenen Schwellenländer behindern. Zu diesen eher langfristig
wirkenden Faktoren kommt das Problem der kurz- und mittelfristigen Erlösschwankun-
gen. Dadurch wird die Investitionsneigung tendenziell gedämpft, die erfolgreiche Durch-
führung von Entwicklungsvorhaben zusätzlich erschwert, große Teile der Bevölkerung
bleiben einer hohen Einkommensunsicherheit ausgesetzt.
Um die skizzierten Probleme dauerhaft zu lösen, müßten die betroffenen Länder die
starke Rohstoffkonzentration ihrer Wirtschaft abbauen und den für ein dauerhaftes
Wachstum mit hohem Beschäftigungsniveau notwendigen Strukturwandel betreiben. Ob-
wohl der Erfolg dabei überwiegend von den Leistungen der betroffenen Länder selbst
abhängen wird, ist Hilfe von außen nötig. Die EG räumt im Rahmen des Lom-Abkom-
mens den AKP-Staaten bei fast allen Produkten Zollfreiheit ein, stabilisiert über ein Aus-
gleichssystem Erlösschwankungen und erleichtert die soziale und industrielle Entwick-
lung durch andere Formen der Hilfe. In dem Abkommen wird jedoch dem niedrigen Ent-
wicklungsniveau der AKP-Staaten nicht ausreichend Rechnung getragen; die Erfolge
waren deshalb bescheiden. In Zukunft soll ein neuer Schwerpunkt der Zusammenarbeit
auf einer besseren Nahrungsmittelversorgung in diesen Ländern liegen. Daneben will die
EG im Rahmen eines Politik-Dialoges erreichen, daß die Qualität der Hilfe verbessert und
Leistungen von außen nicht durch ein Nachlassen der Eigenanstrengungen unterlaufen
werden.



Hans-Günther Assel: Entwicklungspolitik als Aufgabe politischer Bildung.
Reflexionen über Perspektiven, Theorien und Strategien
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/84, S. 32—46

Die Bewegung der Blockfreien entstand nach dem Zweiten Weltkrieg durch Entkolonisie-
rung und die gefährdete Situation schwacher Länder im Ost-West-Konflikt. In der Entste-
hungsphase lag die politische Führung bei dem Triumvirat Nehru, Nasser und Tito, wel-
ches die Blockfreienbewegung mit der Zielvorstellung größtmöglicher politischer und
wirtschaftlicher Unabhängigkeit ins Leben rief. Der Ost-West-Konflikt trug dazu bei, daß
sich diese Non-Alignment-Front schnell vergrößerte und sich für eine Neugestaltung der
politischen und ökonomischen Strukturen einsetzte. Die beginnende Entwicklungspolitik
verfolgten die Blockfreien mit kritischer Distanz. Sie suchten enge Zusammenarbeit mit
der „Gruppe der 77", um die Forderung nach einer „Neuen Weltwirtschaftsordnung'' zu
erheben. Entwicklungstheorien betonen entweder exogene oder endogene Ursachen für
die Unterentwicklung. Marxistisch orientierte Theorien heben mehr die exogenen Fakto-
ren hervor (Imperialismus-, Dependenz- Dissoziationstheorien), während liberale Theore-
tiker Unterentwicklung auf Ursachen zurückführen, die sich aus den traditionellen Ge-
sellschaftsformen erklären lassen (gesellschaftliche Statik, hierarchische Strukturen,
Stammesloyalität etc.). Ohne Kapitaltransfer und ohne Vermittlung des Know How wird
man mit Rückschlägen in Entwicklungsländern rechnen müssen.
Die Europäische Gemeinschaft hat seit dem Jaunde I-Abkommen (1963) eine aktive Ent-
wicklungspolitik aufgebaut und erweitert und mit ihrer Lom-Politik ein „Modell“ zwi-
schen zehn westlichen Ländern und 63 Entwicklungsländern geschaffen, welches wichtige
entwicklungspolitische Instrumente einsetzt: Agrarexporte ohne Zölle, Stabilisierung der
Ausfuhrerlöse, finanzielle und technische Kooperation, industrielle Zusammenarbeit und
Diversifizierung der Industriekapazität Dagegen werden Tendenzen, die zu Dirigismus
und Planwirtschaft führen („Integriertes Rohstoffprogramm“), wegen der Neigung zur
Überproduktion vom Westen abgelehnt. Da ein Globalkonzept bisher nicht entwickelt
wurde, ist vertrauensvolle Kooperation auf der Grundlage globaler Verantwortung für die
Zukunft erforderlich.


	Die Entwicklungspolitik der Reagan-Administration
	I. Der Anspruch: Eine neue amerikanische Entwickl
	II. Die Realität: Vier Jahre Entwicklungspolitik 
	III. Der entwicklungspolitische Entscheidungsproz
	IV. Eine veränderte multilaterale Entwicklungspol
	V. Die amerikanische Entwicklungspolitik: Aussich

	Der Außenhandel der Entwicklungsländer. Darstellu
	I. Einleitung 
	II. Die Außenhandelsstruktur der Entwicklungsländ
	III. Arbeitsplatzsorgen der Industrieländer aufgr
	IV. Export von Rohstoffen als bremsender Faktor d
	V. Probleme auf der Angebotsseite 
	VI. Instabilität der Rohstoffmärkte und wirtschaf
	VII. Wirtschaftspolitische Maßnahmen 
	VIII. Ein Lösungsansatz der EG: Der Vertrag von L
	IX. Vorbildhaftes Abkommen, aber bescheidene Erfo

	Entwicklungspolitik als Aufgabe politischer Bildu
	Vorbemerkung 
	I. Über die Bewegung der Blockfreien 
	II. Entwicklungspolitik in der Sicht theoretische
	III. Zum Problem einer "Neuen Weltwirtschaftsordn
	IV. Plädoyer für globale Verantwortung 


